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Einsortieren und Aussortieren. Zur Funktion 
der Strafe bei der Verwaltung der sozialen 
Ausschließung* 

Die Routine, Kriminalisierung und Strafe als soziale Kontrolle zu konzipieren, sollte 
aus zwei Gründen aufgegeben werden. Ein Mangel des Konzeptes liegt darin, daß 
das Vokabular von Abweichung und ihrer Sozialkontrolle als Euphemismus für 
Strafe selbst Teil des „Control-Talk" geworden ist. Soziale Kontrolle als Schlüs­
selbegriff der Strafrechtskritik leitet dazu an, die Vorgänge der moralischen Ver­
urteilung und der Ideologie-Produktion primär unter dem Aspekt ihrer herr­
schaftsstrategischen und systemischen „Rationalität" zu diskutieren. Erst durch 
das Konzept der sozialen Ausschließung wird deutlich, daß binäre Klassifikatio­
nen soziale Kategorien nicht nur auf einen untergeordneten Platz innerhalb einer 
Gesellschaft verweisen, sondern den anderen den Status eines „minderen" Men­
schen zuweisen, sie als „Nicht-Zugehörige" zu Nation, Gesellschaft und Mensch­
heit definieren. 

Geläufige Definitionen bestimmen Kriminalisierung und Strafe als ein „Mit­
tel", als eine „Strategie", als einen „Teilbereich", als einen „Stil" oder eine 
„Form" der sozialen Kontrolle. Als funktionale Bestimmung gehört dies 
inzwischen zum Standard der kriminologischen Lehrbücher (z. B. Kaiser 
1993) ebenso wie zu den soziologischen Lehrbuchdefinitionen (Hartfiel 
1972). Solche Bestimmungen finden sich immer dann, wenn eine Theorie 
sozialer Kontrolle aus dem Vergleich und der Phänomenologie von Reak­
tionsformen auf Abweichungen entwickelt werden soll und dafür definiert 
werden muß, was soziale Kontrolle als Funktion oder als ein Objektbereich 
,,ist". Soziale Kontrolle wird schließlich als Begriff gebraucht, der auf Kon­
stitutionsprozesse von „Abweichung" verweist. 1 Die Schwierigkeit einer 
Bestimmung von Kriminalisierung und Strafe als soziale Kontrolle wurde 
in der Literatur hauptsächlich darin gesehen, daß es sich dabei um einen 
„Grundbegriff" handelt. Das bedeutet, daß verschiedene Paradigmen und 
Disziplinen um die gültige Definition konkurrieren. Die „Soziologie sozia­
ler Kontrolle" besteht zu einem großen Teil aus der auch sonst in den Sozial-

* Dieser Aufsatz basiert auf einem anläßlich der AJK-Tagung „Sozialer Aus­
schluß", 12. - 14. November 1994, Burckhardthaus, Gelnhausen, gehaltenen
Vortrag. Der Vortragstext wurde in wesentlichen Teilen erweitert und über­
arbeitet.

1 Solche Definitionsversuche stellen z.B. dar: Clark/Gibbs 1974, Hassemer/Stei­
nert/Treiber 1978, Keupp 1982, Black 1984, Cohen 1985, Peters 1989, Freh­
see/Löschper/Schumann 1993. 
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wissenschaften üblichen Praxis, den spezifischen Gebrauch des unspezifi­
schen Begriffs herauszufinden und zu definieren, was „soziale Kontrolle" 
ist und damit auch Kriminalisierung und Strafe wäre. Henner Hess schrieb 
anläßlich seiner Begriffsklärung, soziale Kontrolle sei ein Begriff, der „viel­
gebraucht, vieldeutig gebraucht und nicht immer mit vollem Verständnis 
all dessen gebraucht (würde), wofür er stehen soll" (Hess 1983, S. 3). Daran 
hat sich nach vielen folgenden Definitionsversuchen nichts geändert. Es sind 
zudem die vielen Begriffsklärungen und Definitionsversuche der Kontroll­
Literatur, die soziale Kontrolle zu einem „Mickey-Mouse-Concept" 
(Cohen 1985) gemacht haben. Ich gehe davon aus, daß das Problem einer 
,,präzisen" und „richtigen" Definition nicht lösbar ist und der „unpräzise" 
Charakter des Begriffs selbst eine Funktion für den Diskurs über Strafe und 
Kriminalisierung hat. In einer Situation, in der es aber mehrere Soziologien 
sozialer Kontrolle gibt, ist es notwendig zu beachten, daß sich in der Kon­
kurrenz spezifische Definitionen als hegemoniale durchsetzen. Begriffe und 
Theorien sensibilisieren nicht nur, sie machen auch blind. Um die Litera­
tur über soziale Kontrolle zu typisieren, werden meist „Denktraditionen" 
und „Paradigmata" gegenübergestellt.2 Der für eine Theorie der Strafe fol­
genreichste Unterschied von Ansätzen liegt jedoch darin, ob sie in der Tra­
dition der funktionalistischen Denkweise und ihrer Argumentationsfiguren 
Kontrolle als Konstituens von Gesellschaft als „Ordnung" bestimmen oder 
ob sie sie als eine Strategie zur Reproduktion von Herrschaftsverhältnissen 
thematisieren und zusätzlich naturalistische Vorstellungen von Abweichung 
und Kriminalität aufgeben. Bei aller Verschiedenheit dieser beiden Sozio­
logien sozialer Kontrolle ist ihnen bezogen auf die Strafe gemeinsam, daß 
sie vom Kern der Institution, von ihrer Ausschließungslogik, abstrahieren. 
Um zu begründen, daß die Bezugnahme auf den Vorgang und das Konzept 
des sozialen Ausschlusses bei der Institution der Strafe nicht verzichtbar ist, 
werde ich zunächst auf die beiden Soziologien eingehen und dann fragen, 
wie sie die Ausgrenzungslogik von Kriminalisierung und Strafe themati­
sieren.3 

Zwei Soziologien sozialer Kontrolle 

Obwohl der Funktionalismus als Theorie verabschiedet ist, sind seine 
Argumentationsfiguren und sein Theorietypus in der kriminologischen und 

2 Vgl. dazu Janowitz 1973, Malinowski/Münch 1975, Cohen 1985, Kreissl 1986, 
Melossi 1990, Sack 1993; die am häufigsten genannten Traditionen sind die „klas­
sischen" ordnungstheoretischen Entwürfe der sich institutionalisierenden US­
amerikanischen Soziologie (zu denen auch der Erfinder des Konzeptes A.E. 
Ross gehört), der Funktionalismus und die sozialpsychologisch reduzierte Sozio­
logie, die Soziologie sozialer Probleme und der Etikettierungsansatz. 

3 F. Sack (1993) hat vorgeschlagen, soziale Kontrolle durch Sozialdisziplinierung 
zu ersetzen; in bezug auf eine Reflexion von Kriminalisierung und Strafe würde 
dies das Problem nicht lösen, da es ja auch um Grenzen und Widersprüche der 
Disziplin als Herrschaftsform geht und deren Verhältnis zu Ausschließung und 
Strafe zu klären ist, vgl. Steinert 1993. 
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der sozialwissenschaftlichen Diskussion kontinuierlich präsent geblieben. 
Das trifft insbesondere für die Soziologie von Norm und Sanktion und für 
das „jurizentrische Gesellschaftsbild" zu.4 Schon Janowitz (1973) mahnte 
mit seiner begriffsgeschichtlichen Abhandlung über soziale Kontrolle die 
Soziologie, Fragen der „Kontrolle" nicht auf eine funktionalistische „Sozi­
alpsychologie der Konformität" zu reduzieren und nicht die Vorstellung der 
Möglichkeit eines „vollsozialisierten Menschen" zu befördern. Auf deren 
Bias hat schon D. Wrong (1961) hingewiesen. Zum ideologischen Begriffs­
inventar gehört auch, wie man von C.W. Mills weiß, daß in der Soziologie 
Vergesellschaftungsformen, die weder in gewaltförmiger Unterdrückung auf­
gehen noch sich als konsenshafte Selbstvergesellschaftung vollziehen, 
,,soziale Integration" genannt werden und nicht „Herrschaft" (Mills 1963, 
S. 82). Gegen den hegemonialen Diskurs empfahl Janowitz, soziale Kon­
trolle als ein Konzept zu definieren, das die „Realitäten des sozialen
Zwangs" bei der Herstellung von Ordnung erkennbar werden läßt. Die
Anmahnungen standen, wie bei Hess (1983) nachzulesen ist, kontinuierlich
gegen eine wohl etablierte soziologische Tradition, die den Begriff der sozia­
len Kontrolle „viel zu stark und oft ausschließlich am Widerspruch Indivi­
duum-Gesellschaft festmacht" (S. 3). Das Vokabular von Ordnung, Inte­
gration und Kontrolle blendet systematisch die Herrschaftsdimension aus,
indem der „Widerspruch Herrschende-Beherrschte" (Hess) als ein Gegen­
satz zwischen Individuum und Gesellschaft ausgegeben wird. Einen weni­
ger verschleiernden Ausgangspunkt für eine Soziologie sozialer Kontrolle
sieht Hess in den „Lücken", die die Reproduktion von Gesellschaft und
Sicherung von Herrschaft lassen, in den Mißerfolgen von Integration und
ihren paradoxen Konsequenzen, die sich gleichwohl wieder unter dem
Aspekt der Sicherung von Herrschaft als legitimer Ordnung als nützlich und
funktional erweisen können.

Um Begriffe wird ständig gestritten, sie werden aber auch von hege­
monialen Denkweisen besetzt. Man müßte zur Kenntnis nehmen, daß der 
sozialwissenschaftlichen Literatur ihr Vokabular von Ordnung, Integra­
tion, Abweichung und Kontrolle nicht abgetrotzt werden konnte; der 
„Widerspruch Herrschende-Beherrschte" wird weiter als Gegensatz von 
„Individuum und Gesellschaft" analysiert. Die Attraktivität des vom 
Funktionalismus entwickelten und vererbten Vokabulars liegt darin, daß 
sich gesellschaftliche Konflikte und jeder Protest, jede Widerständig­
keit sozialer Kategorien gegen historisch spezifische Herrschaftsverhält­
nisse und jedes Leiden an Gesellschaft als „Abweichung von Normen" (Mills 
1963) interpretieren läßt. Es geht dann um die ausreichende gesellschaft­
lich organisierte „Versorgung" von Individuen mit Moral, mit Fähigkei­
ten und Kompetenzen, und diese „Versorgung" wird durch Wertbindung, 
normative Regulierung sichergestellt; bei all denen, wo diese Versorgung 

4 Vgl. Hanak/Stehr/Steinert 1989 zur Soziologie von Norm und Sanktion, Stei­
nert 1980 zum „jurizentrischen Weltbild", Bauman 1992a zur Soziologie von 
Moral und Sanktion. 
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nicht angekommen ist, hilft die Kontrolle nach. Dieses Verständnis 
von sozialer Kontrolle als Konstituens von Gesellschaft ist in die Krimi­
nologie übernommen und zu dem Begriff der „Sozialkontrolle" verdich­
tet worden. Die Attraktivität der funktionalistischen Argumentationsfi­
guren hat bis heute reale Hintergründe. Wie schon Gouldner (1974) her­
ausgearbeitet hat, führte nur die Frage, wie Gesellschaft trotz sozialer Spal­
tungen und Ungleichheiten, trotz Konflikten und Interessenantagonismen 
als stabile soziale Ordnung zusammengehalten werden könne, dazu, 
Moral als die entscheidende Bedingung von Ordnung anzunehmen. Die 
Annahme von der Vergesellschaftung der Individuen durch Wertbindung 
und normative Regulierung verspricht, ,,das Problem sozialer Ordnung 
könne getrennt von Fragen ökonomischer Institutionen und technologi­
scher Entwicklung geklärt werden, ( ... ) einfach in bezug auf die Moral als 
solche ( ... ) und würde daher keinen grundlegenden Wandel der Indu­
strialisierung oder ihrer kapitalistischen Strukturen erfordern" (Gouldner 
1974, s. 306). 

Der Vorschlag von Henner Hess war, beide Widersprüche in den Blick zu 
nehmen und die herrschaftsförmigen Strategien und Techniken der Verge­
sellschaftung als soziale Kontrolle zu analysieren. Das könnte aber genau 
der Tribut einer herrschaftskritischen Soziologie sozialer Kontrolle an das 
hegemoniale Vokabular von Ordnung, Integration und Kontrolle sein. Man 
kann Details herrschaftsförmiger und entfremdeter „sozialer Integrierung" 
diskutieren, konzentriert sich in der Kritik auf das Ordnungshafte der Herr­
schaftsverhältnisse innerhalb des Gewaltrahmens und marginalisiert deren 
Vermitteltheit mit Formen der sozialen Ausschließung, dem „Nicht-gesell­
schaftsfähig-Machen" von störenden und fremden Subjekten. Wo Kontrolle 
und Herrschaft zusammengedacht werden, aber Ausschließung nur als Ne­
beneffekt und eine Form von Kontrolle fungiert, geraten kritische Ansätze 
zwar nicht in die Gefahr, Herrschaftslegitimationen zu verdoppeln. Aber 
sie führen zur Dethematisierung von Ausschließungsvorgängen. Die herr­
schaft- und ideologietheoretisch orientierte Strafrechtssoziologie versteht 
sich als eine Perspektive, die das kritische Potential des Etikettierungsan­
satzes aufgegriffen und entfaltet hat. Reflexive Analysen gesellschaftlicher 
Reaktionen auf Konflikte, auf Widerständigkeiten, auf Leiden an Gesell­
schaft und Anderssein fassen wir nicht nur als „Etikettierungsansatz" oder 
„interpretatives Paradigma", sondern auch als „Kontroll-Paradigma von 
Abweichung" .5 Diese Sprachregelung mag einiges dazu beigetragen haben, 
daß Kriminalisierung und Strafe selbstverständlich als soziale Kontrolle 
gedeutet wurden. Ich möchte im folgenden daran erinnern, daß gegen das 
Vokabular von Ordnung, Abweichung und sozialer Kontrolle, wie es in ätio­
logischen und insbesondere funktionalistischen Theorien gepflegt wurde, 

5 Diese Formulierung geht zurück auf Lemert (1972) und dessen Definition von 
Kontrolle als einer „aktiven", sekundäre Abweichung produzierenden Kraft. 
„Kontroll-Paradigma" ist ein Synonym für das interpretative Paradigma in der 
Kriminalsoziologie, für Labeling-Perspektive und Etikettierungsansatz. 
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zunächst der Zusammenhang von Etikettierung und Ausschließung her­
ausgearbeitet wurde. 

Ein vergessenes Thema: Etikettierung und Ausschließung 

Der Etikettierungsansatz bestimmte „Kontrolle" nicht als eine Praxis oder 
eine Funktion, die gesellschaftliche „Einheit" bzw. ,,Ordnung" herstellen 
könne oder Herrschaft reproduzieren würde. Der „Kontrolle" fehlt, 
zumindest bei Autoren, die als „Klassiker" und „Väter" des Etikettie­
rungsansatzes gelten, das Soziale. Die Kategorie der „Abweichung" wird 
als eine Deutung und Klassifikation verstanden, die „exklusive" Katego­
rien von Menschen schafft und diese ausschließt; das geschieht in der Form 
der Separation innerhalb einer Ordnung. Harold Garfinkel, Erving Goff­
man und Howard S. Becker beschäftigten sich z. B. damit, wie Ankläger, 
wie totale Institutionen, wie moral-unternehmerische Bewegungen und die 
institutionalisierten Regeldurchsetzer, also die „Instanzen der sozialen 
Kontrolle", arbeiten. Ihre Strategien interpretieren sie nicht als „Kontrolle", 
sondern als moralische Degradierung, Fremdmachen, Be- und Absonde­
rung von Menschen, Zerstörung von Identität. Etiketten sind nicht nur sozial 
konstituierte Be-Deutungen, sondern Kategorisierungen und Klassifi­
kationen, die durch „autorisierte" Institutionen erfunden und verwaltet 
werden; Institutionen sind gleichzeitig das Mittel, einer Kategorisierung 
Geltung zu verschaffen, d. h. Wirklichkeit zu konstituieren und bloße Defi­
nitionsmacht in Herrschaft zu verwandeln. Die Aufmerksamkeit des Eti­
kettierungsansatzes und des interpretativen Paradigmas für jede Form von 
Ausschließung und Degradierung ergibt sich aus Vorstellungen über Ver­
gesellschaftung, Ordnung und Identitätsbildung, in der jede punitive und 
verdinglichende Praxis die Möglichkeit von symbolischer und verständi­
gungsorientierter Interaktion verhindert.6 Diese Annahmen sind konträr zu 
funktionalistischen Annahmen über soziale Kontrolle. 

Garfinkel (1977) geht bei seiner Anleitung für eine erfolgreiche Anklage 
und Statusdegradierung davon aus, daß erst Gesellschaften, die sich als „Ord­
nung", d. h. nach Regeln organisieren, die Voraussetzungen für „morali­
sche Entrüstung" schaffen. Öffentliche Anklagen ( als Paradigma der mora­
lischen Entrüstung über Personen) beschreibt er als aufwendige und poli­
tisch herzustellende Strategien. Menschen in bezug auf Normen und Nor­
malitäten zu beurteilen und ein zustimmendes Publikum dafür zu gewin-

6 Die Autoren bleiben damit sehr nahe an der Meadschen Konzeption von sozia­
ler Kontrolle als einer „rekonstruktiven Haltung", die eine zusammengebro­
chene soziale Situation durch Verhandlungen über eine gemeinsame Ordnung 
und Kompromißbildung wieder ins Lot bringt. Soziale Kontrolle ist bei Mead 
als Gegensatz zur Punitivität und Strafe definiert, die aus Praktiken der mora­
lischen Verurteilung (und nicht der moralischen Reflexion) und der Definition 
der eigenen Identität durch Abgrenzung von anderen sich mit der Haltung der 
Feindseligkeit verbindet und damit die Möglichkeit der symbolischen Inter­
aktion aufhebt; vgl. Mead 1987. 
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nen, verlangt von den Anklägern, daß sie sich selbst an „Regeln" halten. 
Das „Fremdmachen" von Personen wird so als ein korporativer Prozeß orga­
nisiert. Der Ankläger, der sich an die Regeln hält bzw. sich so darstellen 
kann als ob er es täte, wird eine Person „rituell von ihrem Platz in der legi­
timen Ordnung entfernen", sie „rituell zerstören", auf „die Gegenseite", 
„nach außen" stellen, sie „fremdmachen". Moralische Degradierung und 
Ausschließung sieht Garfinkel als irreversibel an. Wen die moralische Ent­
rüstung einmal fremd gemacht hat, der bleibt fremd, mindestens aber mar­
ginal. Daß Garfinkel gleichsam eine Anleitung für eine erfolgreiche Sta­
tusdegradierung schreibt, erkennt einigermaßen illusionslos an, daß das Ent­
rüsten und die moralische Degradierung als ein endemischer Bestandteil 
von „Ordnung" nicht aufzuheben sein wird. 

Totale Institutionen waren für Goffman (1972) deshalb so „reizvoll" und 
Quelle so „hinreißender" Schilderungen von Situationen (wie er das selbst 
ausdrückte), weil sie „Treibhäuser" darstellen, die auf die Transformation 
von Menschen zielen. Ihr Leiden, ihre Widerständigkeiten oder Unselb­
ständigkeiten sollen behoben, ihren Gefährlichkeiten und ihrem Anders­
sein ein Ende bereitet werden. Totale Institutionen setzen die Vorstellung 
von der kulturellen Formbarkeit von Menschen voraus, und sie setzen diese 
Vorstellung als bürokratische Institution mittels professioneller und spe­
zialisierter Stäbe um. Erst das Vorhaben, einen „kulturellen Sieg" über Ver­
rücktheit, Kriminalität, Minderwertigkeit und Roheit zu erringen und 
Insassen zu assimilieren, um sie nach diesem Transformationsprozeß der 
Gesellschaft zurückzugeben, teilt Menschen in zwei exklusive Gattungen: 
Insassen und Personal, Objekte und Verwalter, Abweichende und Normale, 
Minderwertige und Überlegene, Geheilte und Verstockte. Diese grundle­
gende Struktur geschlossener Anstalten nannte R. Castel später „Asylma­
trix". Die geschlossene Anstalt funktioniert stets „ausgehend von einer fun­
damentalen Ungleichheit zwischen zwei Personen, von denen die eine das 
Wissen, die Macht und die Norm repräsentiert" (Castel 1979, S. 305). Die 
,,Asylmatrix" steht für den Widerspruch der Institution und aller Verge­
sellschaftungsformen, die ihr Grundprinzip beibehalten. Der Versuch, 
einen „kulturellen Sieg" zu erringen, führt bei denen, die „drinnen sind", 
zur Aufhebung der Grundlagen sozialen Handelns. Die geschlossene 
Anstalt symbolisiert die Irrationalität eines Gesellschaftsprojektes, das 
arbeitsteilig, bürokratisch, sachlich die Individuen an einen Ordnungsent­
wurf anpaßt. Dieses Projekt zerstört das „Selbst" in einem doppelten Sinn: 
als Zerstörung von Identität und als Aufhebung der Grundlage von sozia­
lem Handeln. Totale Institutionen können über die „sekundäre Anpassung" 
der Insassen unterlaufen und überlebt werden. Aber selbst Goffman stellt 
das nur als bedingte Aussicht dar: der die Institution charakterisierende 
„Looping"-Mechanismus sorgt dafür, daß in der Weltsicht der Verwalter 
und des Personals die Überlebensstrategien als Abweichung von Norm und 
Normalität definiert werden. Es gibt viele gute Gründe, geschlossene 
Anstalten als „Ausschließung durch Einschließen" (Steinert 1993) zu inter­
pretieren: Totale Institutionen stehen für Separation, Segregation, Isolie­
rung, Degradierung und Vernichtung ihrer Insassen. Die Dynamik der Aus-
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schließung entwickelt sich aber auch in den geschlossenen Anstalten, die 
sich nicht nur als „Lager" organisieren, sondern ihre Insassen „transfor­
mieren", um sie wiedereinzugliedern, d. h. disziplinieren, assimilieren, nor­
malisieren, reintegrieren. Die vertraute Beobachtung, daß Kontrollhand­
lungen und Institutionen, die Gruppen, die sie vorgeben zu integrieren, als 
Abweichende (re-)produzieren, ist in der Regel als ein „Paradox" inter­
pretiert worden. Goffman hat am Beispiel der Asyle deutlich gemacht, daß 
die Institution und der Typus von Vergesellschaftung, den sie repräsentiert, 
einen (nicht aufhebbaren) Widerspruch enthalten und ihn in der Form des 
„Kontroll-Paradoxes" hervortreiben. Solange „Gesellschaftsfähigkeit" an 
einen Transformationsprozeß gebunden bleibt und dieser im Rahmen der 
„Asylmatrix" in Szene gesetzt wird, stellt sich eine (Re-)Moralisierung der 
Insassen ein. Bei der prinzipiellen Ungleichheit zwischen denjenigen, die 
,,das Wissen, die Macht und die Norm repräsentieren", und ihren Objek­
ten, werden „Mißerfolge" von Transformationsprogrammen individualisiert, 
mögen sie auch immer professioneller werden und auf nicht-moralisieren­
den/wissenschaftlichen Deutungsmustern beruhen. Die Grenzen der For­
mierung und der Verdinglichung werden den Objekten als „Eigenschaften" 
oder als „Charakter" zurückgegeben und vorgeworfen. Unerziehbar, 
unheilbar, unwillig, nicht assimilierbar, unverantwortlich und am Mißerfolg 
„schuld" können nur die Insassen sein; sie auszusortieren ist begründet und 
notwendig. 

H. S. Becker (1973) hat in der Einleitung zu den „Außenseitern" am stärk­
sten Etikettierung und Abweichung als eine nicht auflösbare Einheit 
bestimmt. Nicht nur die Asyle, sondern die Politiken der öffentlichen 
Anklage (das Moralisieren und Skandalisieren), die Praxis der Etikettie­
rung, das moralunternehmerische Regelsetzen und -durchsetzen schaffen 
und agieren erst die Normen und das Vokabular, das Handlungen, Perso­
nen, Lebensweisen als „Abweichung von Normen" kategorisierbar macht. 
Ausschließung als Produktion von „Außenseitern" meint bei Becker, Sub­
jekten keinen Zugang zu Situationen, zu materiellen und symbolischen Res­
sourcen zu gestatten, durch die vielfältige Lebensweisen (und Identitäten) 
einer Gesellschaft auch als verschiedene, aber gleichberechtigte gelebt wer­
den könnten. Insbesondere durch seine Darstellung der Subkulturen und 
des Moral-Unternehmertums zieht sich die Vorstellung, daß Ausschluß 
,,heute" (bis zum Beginn der 60er Jahre) nicht automatisch „totaler Aus­
schluß" bedeutet, sondern Ver- und Behinderung der Lebensweisen, die mit 
der „asketischen" konkurrieren. Der Versuch, dieser Lebensweise durch 
Moral-Unternehmungen und Regeldurchsetzung eine Hegemonie zu 
bewahren, wird nicht als „Kontrolle" gefaßt, sondern als ein Prozeß, der 
notorisch sein Gegenteil hervorbringt: die Präsenz einer „neuen Gruppe von 
Außenseitern" und eine weitere Aufblähung von Etiketten und Vokabu­
laren der „Abweichung von Normen". Den „Prototyp des Moral-Unter­
nehmers" sieht Becker nicht in den zynischen Machtstrategen und „Anklä­
gern", nicht im bürokratischen Sozialtechniker, und es ist auch nicht der 
bigotte, rechtschaffene Klein- und Vorstädter. Der Prototyp des Moral­
Unternehmers ist „der Reformer": ,,Moralische Kreuzfahrer wollen 
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bezeichnenderweise den sozial unter ihnen Stehenden zu einem besseren 
Status verhelfen" (Becker 1973, S.135). Die Reformer wollen vielleicht nicht, 
daß die anderen so werden wie sie, aber doch so, wie sie es für die anderen 
als richtig und als für sie besser erachten. Das Moral-Unternehmertum ist 
nichts anderes als die Verallgemeinerung und Auslagerung der Mechanis­
men, die Goffman für die Asyle beschrieben hat. Die Asylmatrix setzt sich 
auch außerhalb der totalen Institutionen in „Reformprojekten" fort, die die 
,,sozialen Fragen" bzw. die „sozialen Probleme" kapitalistischer Gesell­
schaften in ihren verschiedenen Entwicklungsphasen je endgültig lösen 
wollen. 

Zur Kritik von Etikettierungsperspektive und Kontrollparadigma gehört 
der Vorhalt, daß sie ihr kritisches Potential auf die Analyse von gesell­
schaftlichen Teilprozessen (Moral-Unternehmertum, Gesetzgebung und 
Normanwendung, Stigmatisierung) und von einzelnen Institutionen 
(Strafrecht, Psychiatrie, Asyle) beschränkten und dabei zu nahe an den Phä­
nomenen blieben. Die Fragen nach den sozialstrukturellen und ökonomi­
schen Grundlagen von Definitionsmacht, von Kategorisierung und „Out­
grouping", Fragen nach der Staats- und Politikform, die das ermöglichen, 
Fragen nach der historisch spezifischen Vergesellschaftungs- und Herr­
schaftsform, die sich in dem detailreich beschrieben Kontroll-Paradox mani­
festiert, waren kein zentraler Bestandteil der klassischen Veröffentlichun­
gen, sondern erst Gegenstand späterer Theoriediskussion und empirischer 
Arbeiten.7 Was innerhalb des Kontroll-Paradigmas von Abweichung als 
„Absurdität" von Asylen, als „Paradoxie" von Kontrollhandlungen und 
-institutionen, als „nicht intendierte Folge" von rechtlich regulierter Herr­
schaft, als „Dilemma" oder „Ironie" von Reform-Projekten und anderen
Moral-Unternehmungen gedeutet wurde, verstehe ich gerade nicht als etwas
„krude" Ausschließungsmetaphern (Lemert 1972). Es verweist darauf, daß
der einfache Gegensatz von „Integration oder Ausschluß" selbst in einem
gewissen Maß dekonstruiert werden mußte. Steinert (1995) formuliert als
adäquateren Ausgangspunkt die Frage, ,,welche Formen der Aus­
schließung werden durch dominante Formen der Vergesellschaftung pro­
duziert?" Die beschriebenen Absurditäten, nicht intendierte Folgen, Para­
doxien haben oft den Charakter technisch behebbarer Defekte eines noch
unzulänglichen Gesellschaftsprojektes erhalten. Angemessener wäre, sie
als Ausdruck eines Widerspruchs kapitalistischer Gesellschaften zu kon­
zipieren, in denen Vergesellschaftung und Verdinglichung nicht zu tren­
nen sind, und in denen (Re-)Integration in eine vorgegebene soziale und
moralische Ordnung an Nützlichkeit, an Disziplin und an „Identitäts­
Zwang" gebunden ist. Von dem Potential kapitalistischer Gesellschaften,
sich trotz und durch grundlegende Antagonismen hindurch zu regulieren,
waren und sind wir insoweit beeindruckt, daß wir Wandlungen kapitalisti-

7 Zur Kritik der Etikettierungsperspektive und den Möglichkeiten, ihr kritisches 
Potential zu nutzen, vgl. insbesondere Keckeisen 1974, Keupp 1976, Steinert 
1985. 
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scher Gesellschaften primär aus der Perspektive eines wachsenden Poten­
tials an totaler, zumindest subtilerer Kontrolle und „eindimensionaler" Ver­
gesellschaftung betrachten und die Strafe darin aufgehoben sehen. Die Per­
spektive ist nicht inadäquat, aber unvollständig. All die Institutionen und 
Strategien, die auf dem Feld der Regulierung von Herrschaftsverhältnis­
sen tätig werden, haben einen doppelten Effekt: Disziplinierung und
soziale Ausschließung. Ich werde zunächst das Verhältnis der Moderni­
sierung von Strafe zur Ausgrenzungslogik aufgreifen und mich danach auf 
eine neuere Arbeit von Zygmunt Bauman über die „Dialektik der Ord­
nung" beziehen, um deutlich zu machen, daß die Kritik an all jenen Insti­
tutionen, die Ungleichheits- und Herrschaftsverhältnisse regulieren, sich 
nicht nur auf deren Disziplinierungs-, Subordinations- und Kontrollpotential 
beschränken kann, sondern (zumindest jetzt wieder) deren Aus­
schließungspotential benennen und reflektieren muß. 

Die Grenzen der Modernisierung der staatlichen Strafe 

Kritische Analysen des staatlichen Strafens waren und sind in erster Linie 
an den Modernisierungen der Institution interessiert. Wie „Strafe und Sozi­
alstruktur" miteinander vermittelt sind, wird geschlossen aus Veränderun­
gen von Strafformen und Kriminalisierungsmustern in Abhängigkeit von 
Veränderungen der Herrschaftsform und dem zugehörigen Typus der 
staatlichen Regulation. Und beide hängen selbst wieder von der Produkti­
onsweise einer Gesellschaft ab. Transformationsprozesse von Strafe wer­
den möglich mit Veränderungen der gültigen „Arbeitsmoral" einer Gesell­
schaftsformation und drücken deren „implizite Vertragsbedingungen" dra­
matisiert aus, wie das Heinz Steinert (1986) formuliert hat. Die Verallge­
meinerung von Disziplin als Herrschaftsform und die Etablierung wohl­
fahrtsstaatlicher Formen der sozialen Regulation haben im Kapitalismus 
nach einer verbreiteten These Ausschließung durch herrschaftliche und„ ver­
dinglichende" Formen der Integration und Kontrolle abgelöst. Aus­
schließung, Staatsgewalt und Todesdrohung wurden höchstens als Rahmen 
(oder Schatten) gedacht, in dem „integrierende Strategien" arbeiten konn­
ten. Aus der Perspektive von Disziplinierung und wohlfahrtsstaatlicher Regu­
lierung und bezogen auf historische Gesellschaftsformationen wurde der 
Begriff der „Integration" allerdings seiner Neutralität entkleidet und durch 
spezifischere Begriffe ersetzt, die auf die Gleichzeitigkeit von „Einbezie­
hung" und „Formierung" hinweisen: Auf Normierung, Normalisierung, Sub­
ordination, Kolonisierung und Assimilation, auf das Produktiv-und das Nütz­
lich-Machen. Diese Perspektive wurde vor allen von Foucault beeinflußt. 
Disziplinierung als Form von Macht arbeitet „nicht mit dem Gesetz, son­
dern mit Normalisierung, nicht mit der Strafe, sondern mit der Kontrolle, 
und sie (vollzieht sich) auf Ebenen und in Formen, die über den Staat und 
seine Apparate hinausgehen" (Foucault 1991, S.111). Mit der Foucaultschen 
Interpretation hat sich, das Verhältnis von Disziplin, Kontrolle und Strafe 
betreffend, eine Vorstellung von der Ablösung der Strafe und der Repres­
sion durch die Normalisierungstechniken und -diskurse durchgesetzt; und 
beides nennt er gelegentlich einfach „Kontrolle". 
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Es ist wohl nicht zufällig, daß empirische Arbeiten, die die Modernisierung 
der staatlichen Strafe als ihren Ausgangspunkt nehmen und die nicht die 
„Disziplinarinstitutionen", die Politik der sozialen Probleme oder allgemein 
die Kontrollentwicklung untersuchen, Ablöse- und Trendmodelle nicht 
bestätigen.8 Die Modernisierung des staatlichen Strafens bestand 
hauptsächlich darin, sich mit den Institutionen, Professionen und Strategien 
zu verbinden, die die Politik sozialer Probleme verfolgen. Ein Beginn und 
ein Ende der Transformation des staatlichen Strafens zu einem neuen Typus 
können sicher nicht als ein klar abgegrenzter Zeitraum bestimmt werden. 
Der internationale „Modernisierungsschub" in den 60er und 70er Jahren 
hat diese Entwicklung aber so weit zu Ende gebracht, daß sie wissenschaftlich 
anders zu beschreiben ist als mit dem Bild eines sich immer weiter durch­
setzenden Trends zu einem umfassenderen Kontrollnetz. Für die Beschrei­
bung von Ergebnissen der Modernisierung der Strafe und einer vorläufig 
festen Struktur der Institution spielen Bilder von Räumen eine große Rolle. 
David Garland (1987) bezieht sich bei seiner Untersuchung der in England 
vor der Jahrhundertwende einsetzenden Transformation der viktorianischen 
„Vergeltungs-" und „Kerkerstrafe" in den Typus der „wohlfahrtsstaatlichen 
Strafe" auf das Bild eines „Strafkomplexes", das sich auch bei Foucault fin­
det. Die Transformation und Modernisierung besteht in der Anlagerung und 
Ausdifferenzierung von drei „Sektoren" innerhalb der Institution der 
staatlichen Strafe. Ein normalisierender, ein korrigierender und ein segre­
gierender Sektor bilden zusammen den modernen „penal-welfare-complex". 
Die wohlfahrtsstaatliche Strafe hat sich, wie andere Institutionen auch, zu 
einer „Monade" des Typus wohlfahrtsstaatlicher Regulation herausgebil­
det. Die Austauschbeziehungen finden nicht mehr nur zwischen verschie­
denen repressiv-ausschließenden und disziplinierend-integrierenden Insti­
tutionen statt, sondern innerhalb der Institutionen, die jede ihren eigenen 
Komplex von Integration, Klassifikationssystem und absondernden Insti­
tutionen hat. Garland beschreibt die Austauschbeziehungen zwischen dem 
normalisierenden, den korrektiven und dem segregierenden Sektor der wohl­
fahrtsstaatlichen Strafe nicht im Sinn einer „funktionalen Arbeitsteilung". 
Segregation kann (und wird) zwar als „Gewalt-Rahmen" und Drohung fun­
gieren; Ausschließung und die Drohung damit kann korrektive und nor­
malisierende Praktiken stützen bzw. ihnen ihre nicht normierbaren Fälle 
abnehmen. Die Austauschbeziehungen bestehen aber weitgehend im 
gegenseitigen Export und in der gegenseitigen Verwaltung der im eigenen 
Sektor nicht regulierbaren Fälle. 

Stanley Cohen (1985) charakterisiert die Struktur und die (wahrscheinli­
che) Zukunft der sozialen Regulation über Metaphern von „Zonen der Kon­
trolle". Der Verkehr zwischen diesen Zonen wird durch „Klassifikation" 
geregelt, die Bewältigungsstrategien von Menschen in Typen von Abwei­
chung umdefinieren und sie entsprechend der Kategorisierungen ein- und 
aussortieren. Die Aufteilung von Strategien der sozialen Regulation in ent­
weder „einbeziehende" oder „ausschließende" hat nur einen heuristischen 

8 Vgl. zu den Widersprüchen von Strafe und Disziplin Steinert 1993a. 
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Charakter. ,,Inklusion" und „Exklusion" interessieren Cohen nicht als Alter­
nativen oder als Trend der sozialen Kontrolle, den man aus vielen (von der 
Trendlinie notorisch abweichenden) Teilstrategien und -institutionen her­
ausrechnen kann, sondern in ihrem dialektischen Zusammenhang. Nach 
Cohens Überlegungen führten z.B. Ideen von der Stadt ( und von der Gesell­
schaft) als einer geordneten, ,,inklusiven Gemeinschaft" und die Praxis der 
„social control entrepreneurs" in eine „punitive city". Es ist das Bild für 
einen gespaltenen sozialen Raum, in dem Zonen der Inklusion und der 
Exklusion sich gegenseitig den „social junk", den sie entsprechend ihrer 
Logik hervorbringen, wieder abnehmen. Den inklusiven Sektor teilen sich 
eine Koalition von Psycho- und Massenkultur ( die die Selbsttätigkeit der 
Subjekte, das „do-it-yourself" der Normalisierung anregt) und Praktiken, 
die die (noch) nicht auf Kontrolle spezialisierten Institutionen wie Familie, 
Erziehung und Schule, Freizeit, Konsum und Arbeit durchdringen (,,kolo­
nisieren") und die so auf wenig sichtbare, zumindest wenig stigmatisierende 
Weise Verhalten zugleich normalisieren und normieren. Zum exklusiven 
Sektor gehören die Klassifikationssysteme, die Formen der Abweichung kon­
stituieren, die Institutionen und Praktiken der Überwachung, der Bestra­
fung, der Gettoisierung und, nach wie vor, die geschlossenen „Lagerhäu­
ser" für Menschen: die Gefängnisse und Asyle. 

Folgt man Cohen und Garland, dann läßt sich, trotz der Ausbreitung von 
Normalisierungsagenturen, manchen Konjunkturen der Politik sozialer Pro­
bleme und der Modernisierung der Asyle fast aller „Disziplinen", kein Trend 
zur subtilen und disziplinierenden Integration feststellen. Im Fall des letz­
ten Modernisierungsschubes der Strafe sind es die Widersprüche von Dis­
ziplin und der professionalisierten „Fürsorglichkeit", die die Kontinuität des 
„Kerkerhaften" in der staatlichen Strafe neu hervorbringen. Strafe hat sich 
nicht hinter dem Rücken der Institutionen und Akteure als ein Komplex 
von normalisierenden, korrigierenden und ausschließenden Strategien 
erhalten, sondern durch die Logik der angelagerten disziplinierenden und 
wohlfahrtsstaatlichen Strategien.9 Wenn man andere Arbeiten zur 
Geschichte der Sozialpädagogik und der Fürsorge (Peukert 1986), zu 
Lagern und Gefängnissen (Armanski 1993, Sofsky 1993), zur Psychiatrie und 
Medizin (Dörner 1994) hinzunimmt, läßt sich keine ungebrochene Ent­
wicklung herausfinden, nach der Herrschaft von repressiven und aus­
schließenden Strategien zu entfremdenden, aber inklusiven Strategien 
übergeht. Die Bilder von der Strafe als einer „miniaturisierten" Ausgabe 
des vorherrschenden disziplinierenden und wohlfahrtsstaatlichen Typus der 
Regulation, von Zonen „inklusiver" und „exklusiver" Kontrollen, legen es 
für einen herrschaftskritischen Ansatz nahe, Ausschließungsprozesse nicht 

9 Dieses Argument findet sich bei allen Kritiken des Strafrechts, die in den uti­
litaristischen bzw. ,,sozialen" Legitimationen und der Ausweitung der „trou­
bled person professions" (Gusfield 1989) den Grund für die mißlungene Ein­
grenzung des Strafens sehen. Aber nicht „das Soziale" erhält die Strafe, son­
dern die Form der sozialen Regulation; vgl. Scheerer 1993. 
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nur als Gewaltrahmen oder als repressive„ Überreste", ,,Nebeneffekte" oder 
als Folgen einer prinzipiellen Lückenhaftigkeit von Kontrolle zu interpre­
tieren, sondern das Nützlich-Machen für eine Ordnung zur entsprechenden 
Straf- und Ausschließungsform ins Verhältnis zu setzen. 

Zur Dialektik von Ordnungsprojekten: Moralisierung und 
Ausschließung 

Als „Ordnungsprojekte" der Modeme faßt Bauman all jene gesellschaft­
lich und staatlich organisierten Praktiken und Diskurse, die die Natur und 
die soziale Welt nach Vorschriften der Vernunft, der Zivilisiertheit, der 
Gesetze und der Regeln zweckgerichtet einrichten und aufrechterhalten. 
Weniger allgemein formuliert benennt er mit „Ordnungsprojekten" jene 
Institutionen und Prozesse, die das knirschende Getriebe moderner, kapi­
talistischer Gesellschaften erhalten und deren notorisch wiederkehrende 
„soziale Fragen" dadurch zu bearbeiten suchen, daß sie sie über „soziale 
Technologie" endgültig lösen wollen und der sozialen Welt die für einen 
Zweck „perfekte Ordnung" einprägen. 

Bauman (1992 a + b, 1993) ,,testet" die gesellschaftliche und staatlich orga­
nisierte Praxis des „Ordnung-Schaffens" an der nationalsozialistischen 
Vernichtung der Juden. Wer, so Bauman, weder den Holocaust als einen 
künftig zu vermeidenden „Betriebsunfall" der modernen, zivilisierten Ord­
nung erklären will, noch ihn ( durch eine Inversion des Erklärungsmusters) 
als notwendige historische Tendenz und als „Paradigma der Modeme" rela­
tivieren möchte, der sollte die Projekte der „Modeme" und das diese Pra­
xis verdoppelnde, verkennende, vorbereitende und radikalisierende Ord­
nungsdenken auf das ihnen inhärente Ausgrenzungs- und Vernichtungs­
potential untersuchen. Wenn von dem „Januskopf der Modeme" oder den 
„zwei Seiten der Modernisierung" die Rede ist, dann wird üblicherweise 
das „eine Gesicht" in der Individuierung und Befreiung gesehen und das 
,,andere" in der Disziplinierung, in der Ausweitung des Kontrollnetzes bzw. 
in der totalen Verwaltung der Welt entdeckt; Zuwächse an Lebenschancen 
werden mit dem Aufzwingen disziplinierter Lebensweise konfrontiert oder 
der Kolonisierung anderer Lebensweisen gegenübergestellt. Nach der 
Erfahrung der Gleichzeitigkeit von Modernität, Rationalität, Disziplinie­
rung und Bürokratisierung mit nationalsozialistischer Vernichtungspolitik 
muß, so die Argumentation von Bauman, diese Wahrnehmung des „Janus­
kopfes" revidiert werden. Das vertraute Gesicht ist die Gleichzeitigkeit und 
Ambivalenz von Individuierung und Disziplinierung, und das verborgene 
liegt in der Praxis des „Fremdmache:us". Kolonisierung und Kontrolle sind 
die lange bekannte, obere Seite der Münze, die Formen der Ausschließung 
und der Vernichtung die andere, verkannte Seite. Bauman setzt sich mit 
verschiedeneri Projekten des „Ordnung-Schaffens" auseinander: Mit den 
,,Ordnungsutopien der philosophischen Vernunft" und dem „kulturalisti­
schen Gesellschaftbild" der Intellektuellen, in dem die anderen immer form­
bar und stets kulturell verformt wahrgenommen werden. Er testet am Holo­
caust die Sozialtechnologie der angewandten Wissenschaften als Anleitung 
für das Ordnung-Schaffen und die Rolle des Staates als Gewaltmonopolist, 
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als Organisator und Vollstrecker einer rational geplanten Ordnung. Eine 
von ihm gewählte Metapher ist die der Konzipierung von Gesellschaft als 
ein nach Plan zu gestaltender Garten, in dem die angewandten Wissen­
schaften die Techniken des Gartenbaus entwickeln und der Staat als Gärt­
ner fungiert, der Nutzkräutern und schönen Pflanzen ihren Platz zuweist, 
sie pflegt und stutzt und nutzt, die Unkäuter vernichtet oder herauszupft 
und abfährt. Die Metapher von der Gesellschaft als Garten ist sehr nahe an 
der Überlegung, daß Disziplin als Herrschaftsform die Mechanismen der 
geschlossenen Anstalt verallgemeinert und externalisiert ( vgl. Steinert 
1993, S. 244 ). Wenn man eine Perspektive formulieren will, von der aus eine 
Theorie von Kriminalisierung und Strafe zu entwickeln ist, sind Baumans 
Überlegungen deshalb fruchtbar, weil er das Ordnung-Schaffen und die Stra­
tegien der Einbeziehung zwar mit verschiedenen Formen von Abgrenzung, 
Ausschließung und Vernichtung verbindet (als „Dialektik der Ordnung"), 
diese Formen aber sorgfältig unterscheidet. Die Schrecken des Holocaust, 
so Bauman, seien nicht „identisch mit jenen Leiden, die die moderne Gesell­
schaft ohne Zweifel tagtäglich im Überfluß verursacht" (Bauman 1992a, 
S.19), aber auch nicht sauber davon zu trennen. Solange die notorische Pro­
duktion des „Fremden" und Ausschließung nicht als inhärentes Potential
von Gesellschafts- und Herrschaftsordnungen thematisiert werde, bleibt auch
die Vernichtung als „latentes Potential der Modeme" im dunkeln.

Baumans erstes Argument richtet sich gegen die Vorstellung, soziale 
Raumbildung und das Ordnung-Errichten (zu dem auch die Universalisie­
rung von Rechten gehört) seien Prozesse der Einbeziehung, der Inklusion. 
Grenzziehung und Raumbildung mit einer inneren Ordnung sollten als ein 
Gewaltakt angesehen werden, der gleichzeitig in der symbolischen Ordnung 
eine Trennung der Wertigkeit von Menschen in die Welt setzt. ,,Sie spalten 
die menschliche Welt in eine Gruppe, für die eine ideale Ordnung errich­
tet werden soll, und in eine, die in dem Bild und der Strategie nur als ein zu 
überwindender Widerstand vorkommt" (1992b, S. 55). ,,Das andere" und 
,,die Fremden", die aus dem Abgrenzen von sozialen Räumen, der Errich­
tung von Einheiten und dem Schaffen von Ordnung notwendig hervorge­
hen, erhalten immer nur ein „Entweder-Oder-Angebot": ,,Paßt euch an oder 
seid verdammt, seid wie wir oder bleibt nicht zu lange, haltet euch an die 
Spielregeln oder rechnet damit, aus dem Spiel ganz hinausgeworfen zu wer­
den" (Bauman 1993, S. 519). Soziale Raumbildung vollzieht sich gleichzei­
tig als „einschließend" und „ausschließend", die Strategien kommen stets 
als Paar vor. Ihre Ergänzung besteht darin, daß sie sich gegenseitig „ihren 
Abfall bewältigen". Daß Ausweisen, Verbannen, Entlassen, Ächten, Aus­
schließen zum Arsenal von Herrschaft gehören und diese sich darüber defi­
niert, soziale Räume zu kontrollieren und zu entscheiden, wann eine ein­
beziehende, wann eine ausschließende Strategie angewendet wird und in 
welchem Verhältnis das zu geschehen hat, ist sicher nicht neu. Es geht auch 
nicht um die Erinnerung an diese Selbstverständlichkeit. Bauman arbeitet 
als typi�ch modern einen „dialektischen" Zusammenhang von Strategien 
der „Einbeziehung" und der „Ausschließung" heraus, der über deren ein­
fache gegenseitige Ergänzung hinausgeht. In der Modeme ist die Einbe-
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ziehung in den als Ordnung organisierten sozialen Raum nur möglich über 
das Muster der „Assimilation". Assimilation besteht in „dem Angebot, einer 
stigmatisierten Klassifikation durch die Annahme einer nicht-stigmatisier­
ten Lebensform zu entkommen" (1992b, S. 138). Assimilation als Strategie 
der Einbeziehung (und Integrationsform) faßt Bauman nicht als eine „uni­
verselle Strategie", sondern als eine, die erst mit „modernen Weltdeutun­
gen" entstehen konnte, mit dem Weltbild von der gesellschaftlichen und 
kulturellen Formbarkeit des Menschen. Im Rahmen dieser Weltdeutung 
konnte die Vielfalt von Lebensweisen weder als „Verschiedenheit" koexi­
stieren noch ließ sie sich „einfach", also ohne einen besonderen Legitima­
tionsaufwand, gewaltförmig überwinden. Assimilation setzt die Asymme­
trie einer prinzipiell höheren und einer minderwertigen Lebensweise vor­
aus; sie beansprucht die „Inkorporation" des anderen. In dem Angebot, sich 
von einer überlegenen Zivilisation assimilieren zu lassen, sich zu „akkultu­
rieren", findet sich der Kern moderner, bürgerlicher Herrschaft, die Hege­
monie: ,,Die Rolle der ,überlegenen' Lebensweise und ihrer Träger als mora­
lischer Mentor, Missionar und Muster, dem alle anderen folgen sollen" (Bau­
man 1990, S. 459). Dieses Modell von Integration wird gleichermaßen auf 
„Menschwerdung" und Sozialisation, auf die Zivilisierung der„ Wilden", auf 
die Einpassung von „Fremden" und die Wiedereingliederung der „Abwei­
chenden" angewendet. Hegemonie als Herrschaftsform enthält als latente 
Möglichkeit sowohl die Zivilisierung wie eine Radikalisierung von Aus­
schließungsprozessen und muß deshalb von beiden Möglichkeiten her 
reflektiert werden. 

Assimilation erwies sich durch die Geschichte der Modeme hindurch als 
eine Form der Einbeziehung, die auf widersprüchlichen Prinzipien beruht; 
ihre empirisch zu beobachtenden Grenzen wären auch daraus zu erklären. 
Einerseits wird die Inferiorität einer Kategorie von Menschen und einer 
Lebensweise als aufhebbar und die überlegene als erwerbbar konzipiert: 
Menschen sind durch eine rückständige oder minderwertige Kultur verformt, 
aber durch die höhere formbar und zu veredeln. In diesem (intellektuellen 
und bürgerlichen) Weltbild und den entsprechenden Praktiken setzt „Mit­
gliedschaft" in Staat, Gesellschaft und Menschheit als Eintrittskarte das Iden­
tisch-Werden mit einem Muster voraus, mindestens Grade der Ähnlichkeit 
oder aber eine Nützlichkeit für die Erhaltung einer höheren, absorbieren­
den Einheit. Assimilation ist ohne Vorgänge und Institutionen der Klassi­
fikation, die Identität, Ähnlichkeit und Nützlichkeit festlegt und prüft, nicht 
denkbar. So wie jede Raumbildung und das Ordnung-Errichten „die 
menschliche Welt in eine Gruppe spaltet, für die eine ideale Ordnung errich­
tet werden soll, und in eine, die in dem Bild und der Strategie nur als ein zu 
überwindender Widerstand vorkommt", so spaltet jede Klassifikation die 
Anwärter, Mitglieder und Abgeschobenen auf. Die einen erhalten den Sta­
tus der Identischgewordenen, die anderen werden wieder verschmolzen mit 
dem Fremdartigen und als ein zu überwindender Widerstand ausgegrenzt. 

Zentral sind auch Baumans Hinweise darauf, daß die Ausschließungsbe­
dingungen durch das Assimilationsangebot und die Klassifikation andere 
geworden sind. Die ursprüngliche machtvolle Drohung mit ausschließen-
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den Strategien wird zur begründeten, rationalen Handlung, die die Ordnung 
vor dem Chaos und der Zersetzung bewahrt: Weil ihr euch nicht angepaßt 
habt, können wir euch verdammen; weil ihr eure Chance, zu werden wie 
wir, nicht genutzt habt, müßt ihr jetzt gehen; wer sich nicht an die Spielre­
geln hält, verursacht Chaos und darf hinausgeworfen werden. Während die 
philosophischen Ordnungsutopien die Dialektik der Ordnung verkennen, 
arbeiteten die anderen Wissenschaften (als Theorie und angewandte Wis­
senschaften) und die Institutionen mit einem Grenzwächteramt das Klas­
sifikationssystem in feiner Ziselierung aus und prüfen jede Form der 
,,Mustergültigkeit". 

Klassifikationssysteme haben immer auch sozial abwertende, moralisch de­
gradierende und entmenschlichende Etiketten entwickelt. Dies erwies sich 
geradezu als Domäne der „Humanwissenschaften". Durch die Veröffent­
lichungen von Bauman zieht sich die These, daß degradierende und ent­
menschlichende Etiketten solange virulent bleiben werden, wie Menschen 
als „Elemente in ihrem Verhältnis zur Ordnung klassifiziert werden" 
(1992a, S. 107). Es geht dabei nicht mehr um eine konkrete Ordnung und 
Inhalte einer „Moral". Damit wird die Funktionalität und die Nützlichkeit 
von Elementen für Ordnung per se „moralisiert". Im Rahmen einer „Moral 
der Funktionalität" ( ebenda, S. 17 4 ff.) kann alles, was ein „Störfaktor" der 
Ordnung, eine „Last" für die Gemeinschaft und ein „Widerstand" gegen 
den Staat ist, als „unmoralisch" deklassiert werden.10 Modeme Klassifika­
tionssysteme definieren die Fremden, die Störfaktoren, die Lasten und den 
Widerstand gegen Ordnung als das „Andere der Ordnung" und transfor­
mieren damit den konkreten „anderen Menschen" in die abstrakte Kate­
gorie „des Anderen" als abweichenden und minderen Menschen. Das Ris­
kante dieses Vorganges liegt darin, daß er zur gesellschaftlichen Erzeugung 
von Indifferenz gegenüber der Aussonderung von Störfaktoren beiträgt und 
soziale Distanz gegenüber den Objekten erzeugt, weil Absonderungen mora­
lisch gerechtfertigt und nach Rationalitätskriterien notwendig erscheinen. 
Soziale Nähe und die Wahrnehmbarkeit von Menschen als konkrete 
Andere identifizierte Bauman in seiner Analyse der nationalsozialistischen 
Vernichtungspolitik und der Neo-Rassismen neben der Pluralität der 
Macht als einen der letzten Schutzmechanismen gegen Genozid und Mas­
senmord. Die Idee einer moralisch fundierten und rational gestalteten Ord­
nung, das Gewaltmonopol des Staates, die Wissenschaft, die Aufklärung 
und die Bildung, die Arbeitsteilung und die Bürokratisierung, die Disziplin 
und die Institutionen, die (wie Psychiatrie, Strafrecht und Pädagogik) die 
Verwaltung der äußersten Grenzziehungen einer Gesellschaft übernehmen, 
haben sich eher als stützende und notwendige, wenn auch als einzelne nicht 
hinreichende Bedingungen dafür herausgestellt. Die „Dialektik der Ord-

10 Baumans Kritik der „Soziologie von Moral und Sanktion" und ihrer funktio­
nalistischen Argumentationsfiguren stellt ziemlich eindeutig klar, daß sie zu 
den Wissenssystemen gehört, die diesen Vorgang verdoppelt und seine Refle­
xion verhindert; vgl. 1992a, S. 174 ff. 
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nung" macht darauf aufmerksam, das zweite Gesicht der janusköpfigen 
Modernisierung nicht in der zunehmenden Disziplinierung, Kontrolle und 
totalen Verwaltung zu sehen, sondern in daraus resultierenden, neuen und 
in ihrer Radikalisierbarkeit unzureichend kontrollierbaren Klassifika­
tionspraktiken, die, an einer „Moral der Funktionalität" orientiert, sozia­
len Ausschluß politisch handhaben können. Diese zwei Gesichter als eine 
widersprüchliche Einheit zu fassen und theoretisch in einer doppelten 
Beschreibung von konkreten Vergesellschaftungs- und Herrschaftsformen 
präsent zu halten, ist nach Bauman die methodische Konsequenz moder­
ner, nationalsozialistischer Vernichtungspolitik für das Fach Soziologie. 

Was Bauman zur „Dialektik der Ordnung" ausführt, gibt Hinweise darauf, 
wie mit Vorgängen der Kategorisierung und insbesondere mit der 
Zuschreibung moralisch degradierender Etiketten umzugehen ist. Etiket­
tierungsansatz (bzw. Kontroll-Paradigma) haben zunächst gegen das Voka­
bular von „Integration und sozialer Kontrolle", das sich in ätiologischen 
Theorien und funktionalistischen Argumentationsmustern fand, die Poli­
tik einer adäquateren Bennung verfolgt: Behandelt wurde das moralische 
Degradieren, das Ächten, das Stigmatisieren, Dehumanisieren, Verurtei­
len, Kriminalisieren, Klassifizieren, Einschließen, Gettoisieren, Absondern, 
Ausweisen, Verbannen als Formen der Zerstörung von Sozialität. Einer der 
wichtigsten Einwände gegen diesen Ansatz bestand in dem Hinweis auf den 
,,idealistischen" und „astrukturellen" Bias. Die rettenden Formen der Kri­
tik verfolgten in der Regel das Muster, Strategien der Etikettierung, der Kon­
stitution von Abweichungen mit der Herrschafts-, der Staats- und Politikform 
einer Gesellschaft zu verbinden, nach Verweisen auf die Wirtschaftsform, 
die Sozialstruktur und die Konflikte darum zu suchen oder die Statusinter­
essen von Herrschaftsstäben und Kontrollinstitutionen zu benennen, die die 
Etiketten verwalten und daraus ihren Nutzen ziehen. Im Rahmen dieser 
rettenden Kritik hat sich im Zusammenhang mit den Überlegungen zu der 
Modernisierung des Strafrechts sowie der Sichtweise von Kontrolle als einer 
„aktiven", ,,formenden und nützlichen Kraft" und als „Ursache" von 
(sekundärer) Abweichung und den „latenten", den „symbolischen" Funk­
tionen von Kriminalisierung die Aufmerksamkeit für Ausschließung wie­
der verflüchtigt. Die theoretische Verarbeitung der beobachteten „Para­
doxien" und „Absurditäten" von Kriminalisierung und Strafe war, auf einer 
„höheren" Ebene nach ihrer Funktion und Funktionalität zu suchen. Mit 
der Einsicht, daß Institutionen der Strafe und der Kontrolle gerade nicht 
an ihren Konsequenzen zugrunde gehen, wurden Ausschließungsprozesse 
zwar nicht als „normal", wohl aber als „nützlich" vorausgesetzt. Gestellt 
wurde die Frage nach einer herrschaftlichen und systemischen Rationalität 
von Strafe und die nach der Nützlichkeit der Konstituierung von „Außen­
seitern" als reale Gruppe bzw. als Mythos für die Reproduktion und Dar­
stellung von Herrschaftsverhältnissen. Strafe und Kriminalität, Kontrolle 
und Abweichungen mögen eine widersprüchliche Einheit sein, erschienen 
aber keineswegs funktional unverträglich. Insbesondere mit der Verlage­
rung der Bedeutung von Kriminalisierung und Strafe auf die Ebene der Pro­
duktion von Zeichen, von Symbolen und normativen Ordnungen wurden 
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faktische und symbolische Ausschließungen zunehmend als Kosten oder 
Nebeneffekt, als Dilemma oder als Spielmaterial von Integrierung thema­
tisiert. Das implizierte eine theoretische Marginalisierung von Aus­
schließungsprozessen, die sich allerdings wieder aufheben läßt. 

Die Nützlichkeiten von Strafe jenseits der Kontrolle: 
Symbolische Politik, Ideologieproduktion und 
soziale Ausschließung 

Ich möchte im folgenden überlegen, welche Konsequenzen es hatte, Kri­
minalisierung und Strafe als Prozesse der Darstellung von Moralen und 
Lebensweisen zu interpretieren und sie als Teil ideologischer Diskurse zu 
thematisieren. 

Strafe als symbolische Politik und Darstellung von Moral 

Wenn man von klassischen Analysen symbolischer Kreuzzüge und der Unter­
nehmungen in Sachen der Moral ausgeht, ist die Trennung der „symboli­
schen" und „instrumentellen" Funktionen von Gesetz und Strafe eine ana­
lytische. Damit wird nur die Feststellung verbunden, daß Kriminalisierung 
und Strafe keine instrumentelle Funktion der Kriminalitätskontrolle 
zukommt. Ausgangspunkt der Forschungen zu den symbolischen Funktio­
nen von Gesetz und Strafe war die Verschiebung von gesellschaftlichen 
Machtkämpfen und Interessenkonflikten auf die Ebene des „Kulturkamp­
fes". Dies legte ein Vokabular von Wert und Norm, von Kultur und Moral, 
von Symbolisierung und Expressivität nahe. Die Untersuchungen der sym­
bolischen Kreuzzüge gegen die Laster des 19. Jahrhunderts und die Studien 
zum privaten und staatlichen Moral-Unternehmertum des 20. Jahrhunderts 
konzentrierten sich auf die expressiven und rituellen Seiten von Kriminali­
sierungsforderungen, von Skandalisierungen, von Gesetzgebungsprozessen 
und Normanwendung. ,,Die Erörterung von Devianzdefinitionen hat sich 
vor allem auf die Herrschaft bestimmter Normen bezogen und nicht auf 
instrumentelle soziale Kontrolle" (Gusfield 1975, S. 177). Die Untersu­
chungen haben eine Tendenz, die historisch spezifische Haltung der moral­
unternehmerischen Bewegungen, die sie untersucht haben, zu der Funktion 
von Kriminalisierung und Strafe zu verallgemeinern. Daß moral-unterneh­
merische Bewegungen mit Gesten und Ritualen der öffentlichen Bestäti­
gung ihrer Lebensweise und Moral durch (Strafrechts-)Normen zufrieden 
waren, wenn ihre Interessen, ihre Kultur und Welt-Deutungen darin Ein­
gang gefunden hatten bzw. ihnen der Wille und die Macht fehlten, Gesetze 
mit aller Gewalt durchzusetzen, heißt nicht, daß es nicht historische Situa­
tionen für andere Moral-Unternehmer geben kann, die Welt an ihren Ent­
wurf anzupassen. Ich möchte im folgenden an K.T. Erikson und seiner Ana­
lyse der Funktionen von Kriminalisierungswellen zeigen, daß mit der 
Beschränkung der Interpretation auf die symbolische Dimension von Kri­
minalisierung und Strafe sich zudem schnell ein „sanfter Zynismus" einstellen 
kann, wenn Herrschaftsverhältnissen das Gewand der normativen Ordnung 
umgelegt wird und vom Standpunkt der Kriminalisierer nach der Rationa-
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lität dieses Vorgangs gefahndet wird. Ich beziehe mich auf Erikson, weil 
dessen Interpretationsmuster bis heute verwendet wird, wenn gezeigt wer­
den soll, daß Kriminalisierung und Strafe zur „symbolischen Politik" staat­
licher Institutionen und sozialer Bewegungen gehört. Ich habe mich selbst 
sehr oft darauf bezogen. Die Betonung der „positiven" bzw. der „darstel­
lenden" Funktionen des staatlichen Strafens für die Konstitution von 
Moral und Kultur, für das „Re-Ordering" machte Ausschließung zu einem 
Rand-und Kostenphänomen der Reproduktion von Herrschaftsordnungen. 

Erikson knüpft an Durkheims Annahmen über die Normalität von Abwei­
chung an. Ihn beschäftigt die Notwendigkeit von Ritualen der öffentlichen 
Entrüstung, von Sanktion und Strafe für die Erhaltung des „Normbewußt­
seins" und des „Solidaritätsbandes" der Gesellschaftsmitglieder. Wenn man 
Argumentationsfiguren aus dem funktionalistischen und normativen Para­
digma mit dem interpretativen Paradigma und der Herrschaftskritik ver­
bindet, bleibt die erste Perspektive wohl hegemonial. Eriksons Versuch, den 
gesellschaftlichen Sinn von Kriminalisierungswellen verstehen zu wollen, 
stellt innerhalb des interaktionistischen Paradigmas einen Perspektiven­
wechsel dar: Von der Analyse dessen, was die Strafe mit den Prozessierten 
macht und was sie für sie bedeutet, zur Interpretation dessen, was Krimi­
nalisierung, Verurteilung und Bestrafung über einen Herrschaftsstab aus­
sagen und was sie dem von den politischen und richterlichen Entschei­
dungsarenen mehr oder weniger weit entfernten Volk und Publikum anzei­
gen. Erikson geht davon aus, daß Gesellschaft die Bildung eines sozialen 
Raumes voraussetzt. Gesellschaften erhielten sich nur dann als Einheit und 
Ordnung, wenn Mitglieder ständig über ihre territorialen und vor allem die 
symbolischen Grenzen unterrichtet würden. Für Eriksons Antwort auf die 
Frage, wie ist Gesellschaft möglich, stand das Modell der Kolonie selbst Pate. 
Er unterscheidet sich in seinem Gesellschaftsmodell nicht von der Durk­
heimschen und der funktionalistischen Vorstellung von Moral, Wertbindung 
und Normbewußsein als dem „Band", das Gesellschaft zusammenschnürt. 
Für die Kolonie der Puritaner im Neu-England des 17. Jahrhunderts inter­
essierte er sich, weil er in den Kriminalisierungswellen, den Strafexzessen 
und den Hexenjagden, die dort in einem Zeitraum von nur 60 Jahren statt­
fanden (1632 - 1692) und in dem Klima der Punitivität selbst ein Muster 
identifizierte, dessen „Grundlinien( ... ) noch in vielen unserer gegenwärti­
gen Einstellungen zu abweichendem Verhalten zu erkennen sind" (Erikson 
1978, S.171 ). Die Kolonie ist ein Beispiel für die von Bauman beschriebe­
nen „Ordnungs-Projekte" der Modeme. 

Die drei Erzählungen von Erikson über Kriminalisierungswellen und 
Hexenhysterie im 17. Jahrhundert werden immer wieder relevant, weil sie 
drei Typen von sozialen Konflikten repräsentieren, die bis heute von der 
Ebene der Interessenskonflikte auf die der „moralischen Kämpfe" und der 
„Kulturkämpfe" verschoben werden. Der Antinomistenstreit läßt sich 
interpretieren als Konflikt innerhalb einer Herrschaftselite um die Form von 
Herrschaft. Die Quäkerverfolgung steht für Konflikte um Lebensweisen und 
für staatliche Abwehr von Forderungen nach einem toleranteren „Gesell­
schaftsvertrag" durch die Produktion „nützlicher Feinde". Die Hexenhy-
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sterie steht für die staatliche Bearbeitung eines gesellschaftlichen Klimas 
der „sozialen Angst", die mit der Ausschließung der Fremden arbeitet. Die 
angebotene Krisenlösung besteht in der ideologischen Strategie der Pro­
jektion, die Konkurrenten und Grenzgänger als „Krisenursache" und 
Fremde bestimmt. Es waren genau diese Typen von Konflikten, die es ins­
besondere im Kontext von „Moral-Paniken" und „Law-and-Order-Kam­
pagnen" ab den 70er Jahren nahelegten, sich auf Erikson zu beziehen.11 Es 
ist nicht nur die Kontinuität der Konfliktverschiebung, es sind auch die 
Inhalte der „Grenzziehungen" und die sozialen Typen, die damit konstru­
iert werden, die uns die puritanische Kolonie so „modern" erscheinen las­
sen. 

Für alle Konflikt- bzw. Krisensituationen schildert Erikson, daß das puri­
tanische „Establishment" in einer ziemlich puren Weise die Strategie ver­
folgte, ,, Gefahrenträger aus dem sozialen Raum, in dem das geordnete Leben 
stattfindet", auszuschließen (Bauman 1993, S. 519). Es gibt keine Versuche 
der Integration der Grenzgänger, nicht einmal in der Form der „Assimila­
tion", noch Verhandlungen über „Grenzverschiebungen". Entgegen der spä­
teren Interpretation als „normativer Grenzziehung" und der Sicherung „kol­
lektiver Identität" erzählt Erikson in den Geschichten über die Konflikte 
in der Kolonie, daß die „Grenzen der Gemeinschaft" durch Entscheidun­
gen der „Administratoren des Puritanismus" über das Bürger- und Auf­
enthaltsrecht in der Kolonie gezogen wurden. Die Entscheidungen betra­
fen die soziale und räumliche Isolierung von Häretiker Innen, sie bedeute­
ten das Untersagen von anderen Lebensweisen in der Kolonie, und sie 
bestimmten schließlich, wer unter den Grenzgängern der Ordnung Wahn­
vorstellungen geopfert werden durfte. Die Erzählungen darüber, wen wes­
halb Kriminalisierung und die Strafaktionen der Administratoren des Puri­
tanismus getroffen haben, sind angeleitet vom interpretativen Paradigma 
und implizieren (wenn auch ziemlich rudimentär) eine herrschaftskritische 
Perspektive. Zu den Aporien von Grenzziehungen, der Bildung von „Ein­
heiten" und „Gemeinschaft" durch Abgrenzung gehört nach Erikson, daß 
sie „Grenzgänger, Grenztester und Raumvermesser" hervorbringen. Und 
auch wenn Erikson selbst sich Vergesellschaftung nach dem Modell der Kolo­
nie vorstellt, so besteht er doch darauf, Grenzgänger nicht als „Abweichende" 
zu etikettieren. Sie sind „kein Stück Ausschuß aus der fehlerhaften Sozial­
maschine", sondern „bedeutsame Gestalten der gesellschaftlichen Arbeits­
teilung" ( ebenda, S. 28). Rechtschaffene Mitglieder werden ihnen gegen­
über Ambivalenz entwickeln und ausdrücken, weil sie klarstellen, daß Gren­
zen gemacht und veränderbar sind und daß jede Bildung von sozialen R�u­
men ein Moment „überflüssiger Einschränkungen" impliziert, die über das 
zur Anpassung pragmatisch Notwendige hinausgehen. Erikson verlangt von 
,,der Gemeinschaft" als Haltung gegenüber Grenzgängern eine gesell­
schaftliche Kompetenz, Ambiguität zu tolerieren. Das mache es möglich, 
,,überflüssige Einschränkungen" der Vielfalt menschlicher Handlungswei-

11 Vgl. Cohen 1989, Hall u. a.1978, Treiber 1984, Cremer-Schäfer/Stehr 1990 a+b. 
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sen abzubauen. Das „inklusive" Projekt, eine Gesellschaft der Gleichen 
durch territoriale und symbolische Abgrenzung zu organisieren, braucht eine 
„Kultur", die seine inneren Widersprüche kontrolliert. Die Beurteilung von 
Strategien der territorialen und der symbolischen Grenzziehung danach, ob 
sie es erlauben, ,,überflüssige Herrschaft" abzubauen, könnte man einen 
Ansatz von Herrschaftskritik nennen. Die Autoren, die sich bei der Ana­
lyse von „modernen" symbolischen Kreuzzügen und Moral-Paniken auf 
Erikson bezogen haben, unterstellten ihm wohlwollend diese herrschafts­
kritische Perspektive. Erikson interessierte: 1. Welche Elemente von Kul­
tur haben dazu geführt, daß die puritanische Kolonie nach dem Muster der 
Punitivität mit Grenzgängern verfährt, d. h. welche „Ausschlußtheorie" bot 
die puritanische Kultur an? 2. Welche Form der Rationalität liegt in der 
scheinbaren Irrationalität der Strategie, Grenzgänger auszuschließen? 

Daß Konflikte um Herrschaftsformen und Lebensweisen bzw. soziale 
Angst in Bestrafungs-, Verbannungs-, Hinrichtungswellen und Sünden­
bockjagden enden können, erklärt Erikson aus dem Zusammentreffen des 
,,Sozialcharakters" der Puritaner, ihrer „kalten Rechtschaffenheit" und aus­
geprägten „Intoleranz der Ambiguität" mit ihrem Ordnungsprojekt. Die 
„kalte Rechtschaffenheit" legte das „Ordnung halten" und die „Säuberung 
der Gemeinschaft von Störendem" als Pflichterfüllung und Aufgabe fest. 
Der Puritanismus stellte über die Prädestinationslehre zudem eine Aus­
schlußtheorie zur Verfügung, die binäre Aufspaltungen von Menschen nach 
ihrer Wertigkeit ( und Auserwähltheit) erlaubte. Ausschließung bleibt nach 
der Prädestinationslehre dauerhaft; auch erfolgreich Assimilierte bleiben 
ehemalige Abweichler. Die Reaktion auf Grenzgänger ist also nicht nur 
moralisierend, punitiv und ausschließend, sondern führt zudem zur indivi­
duellen und kollektiven Verfestigung von Abweichung. Insgesamt vermit­
telt die Kultur der Puritaner wenige Kompetenzen, mit den Widersprüchen 
umzugehen, die die soziale Raumbildung impliziert und in der Gestalt der 
Konflikte mit Grenzgängern hervorbringt. Erikson interpretiert Krimina­
lisierung, Strafe und Verbannung als eine in der Radikalität der Aus­
schließung kulturell geformte Strategie der „normativen Grenzziehung" und 
Sicherung der „kollektiven Identität", der „territorialen und kulturellen Inte­
grität" einer „Gemeinschaft". Daß es sich bei Grenzziehungen um einen 
Herrschaftsmechanismus handelt und nicht um einen neutralen der Ver­
gesellschaftung oder gar der Bildung von Gemeinschaft, geht bei Erikson 
schnell verloren. ,,Insgesamt ( ... ) unterrichten sich Mitglieder einer 
Gemeinschaft über die Lage ihrer Grenzen, indem sie an den Konfronta­
tionen zwischen Leuten, die sich über die Ränder der Gruppe hinausgewagt 
haben, und Kontrollagenten teilnehmen, deren besonderes Geschäft es ist, 
über die kulturelle Integrität der Gruppe zu wachen. Ob diese Konfronta­
tionen nun die Form von Strafprozessen, Exkommunikationsgerichten, 
Kriegsgerichten oder auch psychiatrischen Fachkonferenzen annehmen, sie 
wirken insofern grenzerhaltend, als sie dem betroffenen Publikum demon­
strieren, wo die Grenze zwischen Verhalten ist, das in die besondere Welt 
der Gruppe hineingehört und Verhalten, das nicht hineingehört." (S. 21) 
Wenig später ist die Differenz zwischen Publikum und Kontrollagenten ganz 

108 Krim. Journal, 27. Jg. 1995, H. 2 



aus der Interpretation verschwunden; sie bilden eine „Gemeinschaft": 
„Jedesmal also, wenn die Gemeinschaft zur Bestrafung einer abweichenden 
Handlung schreitet und eine Zeremonie veranstaltet, um den Verantwort­
lichen zu maßregeln, bekräftigt sie die Geltung der verletzten Norm und stellt 
erneut klar, wo die Grenzen der Gruppe liegen" (Erikson 1978, S. 22). 

Funktionalistische Argumentationsfiguren und das Vokabular decken den 
Inhalt der Erzählungen zu, daß es sich bei Kriminalisierung und Strafe um 
Strategien der Herrschaftselite der Kolonie handelte. Es wurden nicht die 
„normativen Grenzen der Gemeinschaft" gezogen, sondern die Macht einer 
Elite behauptet; es wurde keine „kollektive Identität" bewahrt, sondern die 
punitive Moral der kalten Rechtschaffenheit vorgeführt. Das Problem liegt 
darin, daß durch die Beschränkung der Interpretation auf die symbolische 
Dimension der Ausschließungsprozesse einer Herrschaftsstrategie die 
Weihen gesamtgesellschaftlicher Rationalität verliehen werden. Krimina­
lisierung und Strafe waren auch bei den Puritanern nicht „effektiv" im Sinne 
von Kriminalitätsbekämpfung, sie schaffen erst die Feinde, die anderen und 
die Fremden, die sie bekämpfen. Inhaftierung, Verbannung und Todesstrafe 
sind nicht einmal „wirksame" Strategien für die Herrschaftselite, die Kon­
trolle über die Entwicklung der Kolonie zu behalten; die symbolischen Kreuz­
züge sind Rückzüge. Aber anstatt die Irrationalität einer nach einem 
Moralkodex geplanten Welt zu beschreiben, sucht Erikson nach einer Form 
von „Rationalität", die die Irrationalität der moralischen Verurteilung von 
Grenzgängern aufhebt und dem punitiven, ausschließenden Umgang mit 
ihnen einen gesellschaftlichen Sinn gibt. Kriminalisierung und Strafe erhal­
ten bei ihm eine Rationalität dadurch zugeschrieben, daß sie ein System­
problem von Gesellschaft „wirksam" lösen: sie unterrichten über die sym­
bolischen Grenzen der Gemeinschaft, wirken grenzerhaltend und verein­
heitlichend. Den Antinomisten-Streit, die Quäkerverfolgung und die 
Hexenhysterie erzählte Erikson noch von verschiedenen gesellschaftlichen 
Standpunkten: dem der Grenzgänger, dem der Administratoren des Purita­
nismus, dem des Publikums und der Mitglieder. Für die Interpretation wählt 
er die Position eines Beobachters, der sich von den Inhalten einer Ordnung 
distanziert, aber gleichzeitig bewertet, was der „Integrität" jeder Ordnung 
nützt. Position und Vokabular versöhnen auf merkwürdige Weise mit dem 
Preis, der für das Wiederherstellen der „kulturellen Integrität" der „kalten 
Rechtschaffenheit" und der „Intoleranz der Ambiguität" zu zahlen war. Haft, 
Todesstrafe, Verbannung, Verbrennen, Verfolgung, Willkür für „die ande­
ren" der Ordnung werden verrechnet, mindestens aber abgewogen mit den 
Funktionen der Grenzerhaltung eines sozialen Raumes und der Reproduk­
tion der Gemeinschaft von Administratoren und dem Volk der Puritaner.12 

In die Gefahr dieser Verrechnung von sozialem Ausschluß mit der Nütz­
lichkeit für die Reproduktion von Herrschaftsordnungen geraten Interpre­
tationen von symbolischen Kreuzzügen, von Moral-Unternehmertum, von 
den inzwischen professionalisierten und veralltäglichten Diskursen über Kri­
minalität immer dann, wenn sie die symbolischen, die darstellenden und die 
diskursiven Funktionen von Strafe getrennt von den Strukturierungspro­
zessen interpretieren, die damit verbunden sind. Die in diesen Projekten 
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sichtbare „Dialektik der Ordnung" ist jedoch nur durch eine zweifache 
Beschreibung der Vorgänge als Integration (in der Form des „Identitäts­
zwangs") und als Ausschließung (in der Form des moralisch legitimierten 
Ausschlusses) adäquat zu erfassen. Von „symbolischen" oder „expressiven" 
Funktionen des Strafrechts und der Kriminalisierungsdiskurse zu sprechen, 
bleibt ein ziemlich neutraler Ausdruck für das, was öffentlich damit zum 
Ausdruck gebracht wird: Daß einzelne Personen oder eine ganze Katego­
rie mit gutem Grund ausgebürgert, eingesperrt oder präventiv verhindert 
gehörten. Eine kritische Stoßrichtung behielt die analytische Unterschei­
dung von instrumentellen und symbolischen Funktionen der Strafe 
dadurch, daß die konkreten Konflikte, die jeweils analysiert wurden, als eine 
Auseinandersetzung um die (Minder-)Wertigkeit von Kulturen thematisiert 
wurde und als Auseinandersetzung um die Kategorisierung und Klassifi­
zierung von Menschen, die gleichzeitig ihren Status als noch „Zugehörige" 
und schon „Ausgeschlossene" bestimmte.13 Die Moral-Unternehmer-For­
schungen haben den Vorteil, daß ihre Interpretationen induktiv gewonnen 
und nicht „abgeleitet" werden. d. h. sie kommen nicht ohne die Rekon­
struktion und Erzählungen der Geschichte sozialer Konflikte aus. Diese 
Erzählungen handeln immer von der Verschiebung historisch spezifischer 
Interessenkonflikte auf die Ebene der „moralischen Kämpfe". Sie handeln 
von der Suche nach Rationalisierungen für Interessenpolitiken, von Versu­
chen der Universalisierung partikularer Interessen ( d. h. von der Behaup­
tung als für alle gültig bzw. als dem Gemeinwohl dienend) und von Strate­
gien der Naturalisierung von Ungleichheiten, Herrschaftsverhältnissen, 
Lebensweisen und ihre Moralen, die ihrerseits die Moralisierung, die 
Umwandlung von Konflikten in kulturelle und moralische Kämpfe stützen. 
Verschiebung von Konflikten, Moralisierung, Rationalisierung, Legitima­
tion und U niversalisierung von Interessen und die Naturalisierung von sozia­
len Verhältnissen sind Praktiken, die sich auf der Ebene von Symbolen, Zei­
chen, Bedeutungen abspielen. Die Produktion von Zeichen und Bedeu­
tungen und das Aussenden kultureller Botschaften ist nicht an sich ideolo­
gisch. Aber jeder Zusammenhang von Bedeutungsproduktionen und 
Machtstrategien verweist auf ein „Ideologieproblem" und „konstituiert die 
ideologische Instanz", wie das Stuart Hall formuliert hat. Wenn „ideologi-

12 So gefaßt geht die Interpretation von Kriminalisierung und Strafe einen Schritt 
hinter die Meadsche Perspektive zurück. Er stellte zwar auch fest, daß Puniti­
vität eine wirksame Strategie der Identitätspolitik ist; diese Grenzsicherungen 
verbinden sich aber mit Selbstbehauptung und Identitätszwang, verhindern Indi­
viduierungschancen und zerstören so die Sozialität aller Gesellschaftsmitglie­
der. Gesellschaft kann sich erst herstellen über ständige Grenzöffnungen und 
-verschiebungen (und das heißt bei Mead verwirrenderweise „soziale Kon­
trolle").

13 In den verschiedenen Arbeiten von Gusfield (1975, 1982, 1989) wird einerseits 
der „Wandel moralischer Bewertungen" deutlich. Die Be- und Verurteilung 
als Sünder, Feind, Zyniker, Kranker oder sozialer Problemfall bedeutet immer 
eine soziale Minderwertigkeit, weil alle Etiketten jemanden zum Objekt 
machen. 
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sehe Apparate" (wie das Strafrecht) und ideologische Strategien dazu die­
nen, Gruppen vom Zugang zu materiellen und kulturellen Ressourcen aus­
zuschließen, muß man sie Teil von Ausschließungspraxen nennen (Hall 1989, 
S. 913). So naheliegend der Schritt der Kritischen Kriminologie war, die sym­
bolischen Funktionen von Kriminalisierung und Strafe als ideologische zu
konzipieren, die Überlegungen gingen nicht automatisch dahin, das Ver­
hältnis von Ideologie und Ausschließung auch explizit zu behandeln.

Ideologieproduktion und sozialer Ausschluß 

Ideologiekritische Ansätze argumentieren gleichzeitig gegen instrumenta­
listische und funktionalistische (Selbst-)Mißverständnisse der Strafrechts­
kritik. Sie wenden sich gegen die Annahme, daß Kriminalisierung und Strafe 
eine mehr oder weniger erfolgreich betriebene Unterdrückung, Pazifizie­
rung und Kontrolle von „Kriminalität" wäre, die auch in der Strafrechts­
kritik gelegentlich sehr naturalistisch aufgefaßt wird. Gegenüber den funk­
tionalistischen Überlegungen zu den „latenten" und den, weil die Kohäsion 
und den Status qua einer Gesellschaftsordnung stabilisierenden, ,,positiven" 
Funktionen von Sanktion und Strafe wird darauf bestanden, daß nur 
bestimmte (Klassen-)Gesellschaften Institutionen und Apparate ent­
wickeln, die ihrerseits verdinglichende Kategorien (wie die der „Krimina­
lität") produzieren und aus deren Anwendung einen Nutzen ziehen, der 
Sanktion und Strafe in Formen der sozialen Kontrolle ummünzt. Ideolo­
giekritische Ansätze wurden formuliert für eine Gesellschafts- und Herr­
schaftsform, die auf Hegemonie beruht. D. h., daß sich in diesen Gesell­
schaftsformationen über Herrschaftslegenden und einfache Formen der Legi­
timierung von Zwang hinaus vielfältige „ideologische Apparate" heraus­
gebildet haben.14 Bei aller Distanz zu funktionalen Ableitungsschemata und 
schlichten Widerspiegelungstheorien wurde daran festgehalten, daß die 
Funktion ideologischer Apparate und der durch sie entwickelten und ver­
breiteten Konstruktionen von Wirklichkeit darin besteht, Zustimmung zu 
einem Herrschaftsverhältnis auch bei solchen gesellschaftlichen Gruppen 
zu produzieren, die an seiner Erhaltung zumindest kein eindeutiges Inter­
esse haben können. In einer bürgerlichen Gesellschaft bedeutet dies nicht 
nur Zustimmung zur Reproduktion von sozialen Antagonismen (zwischen 
Kapital und Lohnarbeit als Produktions- und Klassenverhältnis), sondern 
Einverständnis mit der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung und der 
Geschlechterhierarchie, Zustimmung zu Ungleichheit und Ausgrenzungen, 

14 Verweisen möchte ich hier nur auf die konzeptionellen Aufsätze von Hess 1986, 
Quensel 1986, Cremer-Schäfer/Steinert 1986, 1989, 1990; sie hätten ohne die 
Analysen der Politik der Inneren Sicherheit, ohne die wissenschaftliche Refle­
xion des Terrorismus-Diskurses und der symbolischen Kreuzzüge gegen Dro­
gen und ohne die Rekonstruktion der Geschichte von Moral-Paniken über die 
„Gewalt-Kriminalität" der Fremden, der Jungen, der Desorganisierten, der 
Männer nicht formuliert werden können, die Literaturhinweise hätte eher den 
Charakter einer Bibliografie. 
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Zustimmung zu vorgefertigten „Identitäten" und binären Klassifikationen, 
die vielfach die Idee der Gleichheit dementieren und insofern ein Anlaß für 
„moralische Empörung" über ungerechte Verhältnisse sein könnten. Das 
Ideologische der Strafe interessierte in der Strafrechtskritik primär unter 
dem Aspekt ihrer „Wirkungen", spezifische Herrschaftsverhältnisse zu sta­
bilisieren. Die Benennung „ideologisch" erhielten (und erhalten) Institu­
tionen und Praktiken, Diskurse, Wissensformen und -inhalte, Kategorisie­
rungen und Etiketten, weil sie in Strategien der Legitimierung, der Ver­
schiebung und der Projektion, der Rationalisierung, der Naturalisierung und 
der Moralisierung eingebaut sind: Existenz und Zugriffsrechte der Sicher­
heitsapparate, der Justiz und des Gefängnisses werden legitimiert. Politisch 
( d. h. durch Kompromißbildung) zu bearbeitende Probleme und Konflikte, 
die aus der Konkurrenz am Arbeitsmarkt, aus der Geschlechterhierarchie 
oder aus Verteilungskonflikten auch um staatliche Kompensationsleistun­
gen entstehen, werden in ein Problem der Sicherheit vor Kriminalität oder 
eines der mangelnden Moral von „Problemgruppen" umdefiniert. Law-and­
Order-Praktiken und -Diskurse sind nicht nur eine Strategie, die Konflikt­
ebene zu verschieben, sie strukturieren Wirklichkeit, schaffen sich nicht nur 
einen Mythos, sondern auch ein materielles Substrat, das als Feind- und 
Gefahrenbild fungieren kann. Auf die „Feinde von Gesellschaft und 
Staat", die nicht bereit sind, N armen einzuhalten, kann die Ambivalenz der 
disziplinierten Subjekte projiziert werden, die soziale Angst der von ver­
schärfter Konkurrenz und Abstieg bedrohten Gruppen, jede anti-herr­
schaftliche Einstellung. Das bietet verschiedenen Formen des Populismus 
(vom autoritären Etatismus der Sozialdemokratie über die konservative, 
passive Revolution bis hin zum Rassismus) vielleicht nicht immer Gele­
genheit, Konsens über Klassengrenzen und gesellschaftliche Spaltungen hin­
weg zu organisieren, aber doch Möglichkeiten, den Widerstand in Grenzen 
zu halten; besser noch - er kann in eigene politische Projekte der Verän­
derung von „Vertragsbedingungen" eingebunden werden. Die „Leistung" 
von Kriminalisierung und Strafe, zur Stabilisierung und Durchsetzung spe­
zifischer Herrschaftsverhältnisse beizutragen, wird immer noch als „soziale 
Kontrolle" gefaßt, obwohl gar nicht mehr klar wird,,, Wer kontrolliert damit 
wen?" (Quensel 1986). Die Adressaten und Nutznießer der ideologischen 
Strategien sind vor allem der differenzierte Herrschaftsstab selbst und alle 
die Klassen und Kategorien, die sich als zuverlässige und flexible Arbeits­
menschen, als konforme und für sich selbstverantwortliche Staatsbürger 
oder sich ihrer sozialen Pflichten bewußte Frauen definieren können und 
wollen. 

Ideologische Funktionen von Kriminalisierung und Strafe lassen sich aller­
dings nicht analysieren, ohne auf Diskriminierungsstrukturen und Aus­
schließungsmechanismen zu rekurrieren. Die beschriebenen ideologischen 
Strategien brauchen „Kriminalität" als abstrakte Kategorie und als 
Mythos, und sie kommen ohne „die Kriminellen" als eine minoritäre, aber 
reale Gruppe nicht aus. Die Frage, wie diese beiden Phänomene hergestellt 
werden, läßt sich nicht von der Frage nach der sozialen Selektivität des Straf­
rechts trennen. Strafrecht als einen „ideologischen Apparat" zu interpre-
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tieren, bedeutet herauszuarbeiten, wie in Gesetzgebungsprozessen, in Kri­
minalnormen, ihren professionellen Anwendungsregeln, im Wissen über 
Kriminalität oder in den jeweiligen Strafformen eine historisch spezifische 
,,Arbeitsmoral" und Aspekte eines weitergefaßten „impliziten Gesell­
schaftsvertrages" eingeschrieben sind, ohne eine platte „Klassenjustiz" zu 
unterstellen. Das Konzept der „Arbeitsmoral" wurde von Steinert gewählt, 
weil es nicht primär darum geht, daß ein ökonomisches Grundverhältnis 
dargestellt werden soll, sondern spezifische, sich verändernde Strukturen 
der Privilegierung, der Diskriminierung und der Ausschließung im Pro­
duktions- und Reproduktionsbereich. Anforderungen an Arbeits- und 
Lebensweise in kapitalistischen Gesellschaften können prinzipiell über zwei 
Politiken durchgesetzt werden: durch ein Weniger oder Mehr an Verdingli­
chung. Dieses Mehr an Verdinglichung kann entweder auf Disziplinierung 
oder soziale Ausschließung bezogen sein. Die Rechtsform ermöglicht es, daß 
in Gesetzgebungsprozessen, in den Kriminalnormen und bei ihrer Anwen­
dung sich Konflikte um eine gültige oder durchzusetzende „Arbeitsmoral" 
und entsprechend partikulare Interessen nicht offen auszudrücken brauchen. 
Sie artikulieren sich über Kriminalisierungsprozesse und sind darin enco­
diert. Entstanden aus Kompromißbildungen zwischen Staat und sozialen 
Bewegungen, treten Kriminalnormen als allgemeine Rechte auf, verbun­
den mit einem Anspruch auf staatliche Intervention. Es ist die Selektivität 
des Rechts und, vermittelt über die Institutionen der Verantwortlichkeit und 
der Schuldfähigkeit, der „Second code" der Rechtsanwender, die undiszi­
plinierte Arbeit und irreguläre, nicht an Familie gebundene Reproduk­
tionsformen mißbilligen, die nicht-asketischen Lebensweisen verdammen, 
die das „Sich-nicht-(re-)formieren-lassen-Wollen" bestrafen und die 
Rechtlosigkeiten von Fremden verdoppeln. 

Strafe und Kriminalisierung sind aber nicht nur über den Prozeß der Pro­
duktion und der Verwaltung der „Kriminalität" und der „Kriminellen" mit 
Strukturen von faktischer Diskriminierung und Ausschließung vermittelt. 
Es ließ sich in der gesellschaftlichen Entwicklung der Nachkriegszeit nur 
für eine ganz kurze Zeit davon ausgehen, daß Strafe auch auf der Ebene 
der Ideologie dazu benutzt werden kann, staatliche Liberalität zu demon­
strieren, professionelle Fürsorglichkeit auszudrücken, (etwas) mehr gesell­
schaftliche Tolerenz für Verschiedenheit darzustellen und nicht nur dort zu 
investieren, wo die guten Risiken liegen, sondern auch dort, wo es nicht lohnt. 
Das, was im Zusammenhang mit der nun bald 30jährigen Geschichte von 
Moral-Paniken und ihren modernen „Folk-Devils", von Sicherheits-Pani­
ken und ihren „Feinden von Staat und Gesellschaft", angesichts symboli­
scher Kreuzzüge gegen Drogen und deren Feind- und Angstbilder, schließ­
lich angesichts der alltäglichen medialen Skandalisierung von ( Gewalt-)Kri­
minalität mit ihrem Bilderbuch zu „parasitären" und „brutalisierten" Exi­
stenzen (und die fragwürdigen sozialen Kategorien, aus denen sie stammen) 
über ideologische Strategien zusammengetragen wurde, hat sicherlich eini­
ges mit Projektion, mit der Zerstreuung von Zweifeln über die Gerechtig­
keit der Sozialstruktur, mit der Gewinnung von Einverständnis und der popu­
listischen Organisierung von Konsens zu tun. Aber gerade wenn man die 
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Bedeutung von Kriminalisierung und Strafe auf der ideologischen Ebene 
untersucht, läßt sich das schwerlich nur als soziale Kontrolle konzipieren 
und unter dem Aspekt der Nützlichkeit und Rationalität für bestimmte Herr­
schaftsverhältnisse diskutieren. Es wird ja immer betont, daß diese Wirk­
samkeit sich darüber herstellt, daß eine Politik der „Konstruktion von Dif­
ferenz" verfolgt wird, in der „die anderen" nicht nur als binäres Objekt und 
als verdrehtes Spiegelbild konstruiert werden, sondern als untergeordnete 
oder überhaupt nicht zugehörige, fremde, die Ordnung der Dinge störende 
Kategorie. Die Aufspaltung der Welt in „Wir und Sie" macht „Sie" mehr 
oder weniger gründlich zu einem Objekt der symbolischen Ausschließung. 

Die ideologische Arbeit, die über „Kriminalitätsdiskurse" und die Figur 
der Strafe geleistet wird, besteht darin, Ausschließungsdiskurse zu führen. 
Alle Politiken der „Konstruktion von Differenz", ,,der Konstruktion der 
anderen" oder „des Fremden" bestimmen die Ausnahmen für die Gültig­
keit des bürgerlichen Gleichheitspostulats und die Grenzen des An­
spruchs auf Anerkennung für bestimmte soziale Kategorien innerhalb 
kapitalistischer Gesellschaftsformationen. Ausschlußdiskurse stellen jenen 
Teil des „impliziten Gesellschaftvertrages" dar, der bestimmt, was In­
dividuen und Gruppen der Ordnung „schulden" und was passiert, wenn das 
verweigert oder nicht erbracht wird: Wer kann was von anderen als Pflicht 
verlangen, wer kann sich was anderen gegenüber herausnehmen? Wer kann 
wen weshalb auf einen untergeordneten Status verweisen, ihr oder ihm wel­
che Arbeitsteilung und Teilhaberechte zuweisen? Vor allem: Wer kann 
gegenüber wem Prinzipien der Sozialität aufheben, sie oder ihn faktisch und 
symbolisch ausweisen? Soziale Kategorien, über deren Unterordnung und 
Ausschluß verhandelt wird, sind strukturbildende Kategorien wie Klasse 
und Geschlecht, und mehr politisch und unter Beteiligung von gesell­
schaftlichen Institutionen hergestellte Kategorisierungen wie Alter, 
Rasse und Staatsbürgerschaft. Eine allgemeine Zustimmung zu Aus­
schließungspraxen und die Bestimmung von Institutionen, die dafür 
zuständig sind, Grenzen zu ziehen, setzt zumindest unter den sozialen 
Verhältnissen bürgerlicher Gesellschaften eine Rationalisierung voraus. Und 
die Institutionen der Grenzziehung produzieren sie gleichzeitig. Vertrags­
theorien und die Theorie des Marktes reichen nicht aus, um Ungleichheit 
zu erklären; Differenz läßt sich nicht nur aus Nützlichkeit, individuellem 
Verdienst und Übereinkunft erklären. Zu den ergänzenden Theorien 
gehört die „Naturalisierung" von Differenz (wie die der Geschlechter) und 
„Moralisierung" (vgl. Steinert 1993b ). Kriminalisierung (als Form von 
Moralisierung) und Strafe bestimmen das Nicht-teilhaben-Können als 
Ergebnis der „Moralität" von Personen. Gemeint ist die Unwilligkeit 
und/oder die Unfähigkeit von Personen (und ganzen sozialen Kategorien), 
den unterstellten Gesellschaftsvertrag einzuhalten. Sie unterscheidet sich 
von anderen Praxen der Herstellung von Differenz dadurch, daß sie 
über das Kriterium der Moral eine Grenze im Unterschied zu allen ande­
ren Grenzziehungen und Hierarchisierungen innerhalb einer Ordnung 
legitimiert.15 Das Strafrecht ist der ideologische Apparat, der Disziplin mit 
moralischem Verhalten identifiziert und dies mit Konformität und Gehor-
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sam gegenüber jenen Normen gleichsetzt, die eine Mehrheit befolgt oder 
die schlicht zur Erhaltung von Ordnung „an sich" als notwendig ausgege­
ben werden. Aus den pragmatischen Theorien der Rechtsanwender, aus den 
Ursachentheorien der Kriminologie, aus den alltäglichen und medialen Dis­
kursen und Kriminalitätsbildern mögen die Vokabulare von „gut" und 
„böse" und sozialrassistische Einteilungen nach Minderwertigkeiten, nach 
Menschen und Unter-Menschen ziemlich verschwunden sein. In der 
Zuschreibung von Defiziten, Schwächen, Defekten und Mängeln, in der 
Annahme von Unzivilisiertheiten, Verformungen und Brutalisierungen liegt 
aber ein ausreichendes Potential, soziale Distanz zu erzeugen. Weil die Asso­
ziationskette von konform = sozial = moralisch = menschlich nicht unter­
brochen wird, bleiben die Grenzen der Moralisierung zu Strategien der Ent­
menschlichung prinzipiell fließend. 

Der Logik des Ideologischen entspricht, daß „Nützlichkeit", ,,Natur", poli­
tisch definierte „Zugehörigkeit", ,,Moral" sich als Rationalisierung von 
Ungleichheiten gegenseitig ersetzen können und sich gegenseitig ausarbei­
ten. Ausschlußpraxen kommen heute nicht mehr mit den Strukturkatego­
rien „Klasse, Rasse, Geschlecht" aus. Weil sozialer Ausschluß legitimati­
onsbedürftig ist, wirken sie nur in Verbindung mit Kriterien der Nützlich­
keit und der Moralität. Aus den Analysen der Politik und der Diskurse des 
Neorassismus läßt sich entnehmen, daß sich ein verändertes „Ausleseprin­
zip" abzeichnet. Eine Reihe von Autoren der Rassismusforschung (Etienne 
Balibar 1989, Wolfgang Fritz Haug 1992) charakterisieren den Neorassis­
mus im Unterschied zum Antisemitismus und dem traditionellen Rassismus 
,,von unten" dadurch, daß er nicht mehr bestimmte „Rassen" als minder­
wertig ansieht und verfolgt, sondern aus allen Rassen und Nationen die „Min­
derwertigen" aussondert und fallenläßt. Ausleseprinzip ist die Fähigkeit zu 
einem „normalen" gesellschaftlichen Leben ( d. h. ohne Kriminalität und 
Abweichungen) innerhalb einer vorgegebenen Ordnung und der Beitrag 
zu ihrer optimalen Reproduktion ( ohne gesundheitliche, eugenische oder 
moralische Sicherheits-Risiken). Damit wäre die Zuschreibung von „Kri­
minalität" so weit in das Zentrum der Auslesekriterien gerückt, daß sich 
das Nachdenken über Strafe und Kriminalisierung nicht mehr darauf 
begrenzen kann, wie Ausschlußphänomene „produktiv" in Normalisie­
rungsdiskursen, Machtspielen und in populistischen Kampagnen aller 
Spielarten eingesetzt werden und damit zu einem Teil der sozialen Kon­
trolle und des „Re-Ordering" avancieren. Ideologische Diskurse und die 
Apparate, die sie ermöglichen, zielen nicht primär auf Ausschließung. Die 

15 Auch Foucault hält daran fest, daß die Disziplinargesellschaft für alle, die nicht 
mehr als nützlich erachtet werden, eine „Schandklasse" (Foucault 1977, S. 236) 
bereit hält, und daß zur Disziplin und „Bio-Politik" der Rassismus bzw. das 
Prinzip „Töten, um zu leben" gehört (1991, S. 162 ff.). Die zweite Institution, 
die die äußersten Grenzen verwaltet und nach dem Kriterium der Unvernunft 
einteilt, ist die Psychiatrie. Aber auch die Institutionen der Erziehung und die 
Medizin haben ihre Grenzinstitutionen. 
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gesellschaftliche Institution der Strafe läßt sich adäquat aber nur analysie­
ren, wenn das Kontrollpotential und das Ausschlußpotential zueinander ins 
Verhältnis gesetzt werden. Das wird um so dringlicher werden, je zentraler 
die „Moral der Funktionalität" zu einem Kriterium für das Ein- und Aus­
sortieren von Menschen wird. Soziale Kontrolle als Schlüsselbegriff der Straf­
rechtskritik leitet dazu an, die Vorgänge der moralischen Verurteilung und 
der Ideologie-Produktion primär unter dem Aspekt ihrer herrschaftsstra­
tegischen und systemischen „Rationalität" zu diskutieren. Erst durch das 
Konzept der sozialen Ausschließung wird deutlich, daß Ideologie-Produk­
tion in der Form der öffentlichen moralischen Verurteilung und die daraus 
resultierende binäre Klassifikation sozialer Kategorien nicht nur auf einen 
untergeordneten Platz innerhalb einer Gesellschaft verweisen, sondern den 
anderen den Status der „minderen" Menschen zuweisen, sie als „Nicht­
Zugehörige" von Nation, Gesellschaft und Menschheit definieren. 
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Summary 

The conceptualisation of criminalisation and punishment as social control seems 
inadequate. The vocabulary of deviance and social control belongs to the euphe­
misms of punishment and is part of the control-talk. Social control as a keyword 
of critical criminology has to be supplied by the concept of social exclusion, a con­
cept which reflects that construction of difference means not only subordination, 
but moral exclusion of social categories. 
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